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Bekanntmachung. 

liche Mittwoch den 3. October, Nachmittags 3 Uhr, öffent⸗ 

Banpy ung der Stadtverordneten. Hauptgegenſtände der Ver⸗ 

ha ungen: 1) Unterſtützung der Waiſenmädchen⸗Anſtalt 2) Aus⸗ 


Andi Bor: 
he gung der Ueberſchüſſe vom Erlöſe verkaufter Pfänder. 3) Städti⸗ 
Etat pro 1850. 4) Errichtung eines Gewerberaths, und 5) Per⸗ 


ſonlich 
G. Müller. 


iche Angelegenheiten. 
oſen, den 1. October 1849. 


EN Berlin, den 30. September. Se. Majeſtät der König haben 

algen dial geruht: Dem Kreisgerichts⸗, vormaligen Ober: Landes, 

6. Depoſital⸗Kaſſen⸗Rendauten, Hofrath Rein ſch zu Glogau, 

Me Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; fo wie dem 

canikus Lehrling Hänſch in Berlin die Rettungs-Medaille am 
Me zu verleihen. 


Ri otsdam, den 28. September. Ihre Königl. Hoheit die ver⸗ 
und ete Frau Großherzogin von Medlenburg- Schwerin 
Schl Höchſtderen Tochter, die Herzogin Lon iſe Hoheit, find auf 
oß Sausſonci eingetroffen. — Se. Hoheit der Herzog von 

na unſchweig iſt von Sausſouei nach Blankenburg abgereiſt. 


Deutſchland. 
R den 1. Octbr. In jedem conſtitutionellen Staate er: 

a 100 unumgänglich noͤthig, daß in deſſen Hauptſtadt und in den 
rn öffentliche Organe beſtehen, welche für die 
, Löſung der jetzt die öffentliche Meinung bedenklich ſpal⸗ 
Be „jeden Vaterlandöfreund tief berührenden, politiſchen und ſo— 

en Fragen wirken. Dem Vaterlande kann nur dann geholfen werden, 
wenn die Sorge um deſſen Zukunft jedem Einzelnen ſo nahe gelegt 
wird, daß fie ihm nicht die Hände müßig in den Schooß zu legen 
exlaubt. 
fige 1 aber ruhen bei uns noch viele Staatsbürger, deren gei⸗ 
* räfte dem Vaterlande große Dienfte zu leiſten im Stande 
— wenn ihr Muth und guter Wille ihrer Einſicht gleich käme. 
thargie zu W ad Schlummernden aus ihrer Apathie und Re, 
Unfere Zeitung, eco freien unobhangigen Preſſe. 
der für Preußens und zugleich eee b m Se 
Provinz Poſen wird ſich — bei dem heut erfol n 
tlons-Wechſel — dies zur beſ Auf Iten Redak- 
F zur beſonderen Aufgabe ſtellen. Sie wird 
ih ferner bemühen, ber Zeitung eine Wichtigkeit und Verbreitung 
5 derſchaffen, . dieſelbe der durch ihre politiſche Eigenthümlichkeit 
edingten Wichtigkeit der Provinz ſelbſt entſpricht. 

Vorläufig haben wir aber unſere Auffaſſung einmal der poli- 
tiſchen, und dann der ſocialen Frage, unſeren Leſern kurz ans 
zugeben. Fragen wir uns in politiſcher Beziehung, worin der we— 
ſentliche Unterſchied unſerer früheren abſoluten und unſerer jetzigen 
eonſtitutionellen Staatsverfaſſung beſteht, fo finden wir denſelben darin: 

daß jetzt nicht mehr der König allein, durch feine Beamten-Re— 
derung die Angelegenheiten des Landes leitet, ſondern daß auch der 
be daran Theil hat. Dieſes Recht der Theilnahme an Reiz 

5 * öffentlichen Angelegenheiten iſt das allein Weſentliche, auf 
ge mfang dieſes Rechts kommt es vorläufig weniger an. Die Zeit 
beit, Vorwärts, nie zurück, wir leben aber in der Zeit der Freiheits— 

und aden, daher wird die Freiheit ſich auch ſtets weiter heranbilden 

auch mi Hemmniſſe überwinden. In dieſer Ueberzeugung ſind wir 
tember em Maaße der in der verliehenen Verfaſſung vom 5. De— 

Unferer N liegenden Freiheiten zufrieden und überlaſſen es getroſt 
an derung im Einverſtänduiß mit den von uns gewählten 

N, nach ihrer praktiſchen Erfahrung bei der Reviſion das 
Maß nach dem Bedürfniß des Landes feitzuftellen. Dies kaun 
rammen in Ruhe und Ordnung wirkſam vor ſich gehen, unſere 
gabe in n ſich daher zu hüten haben, bei ihrer wichtigen Auf: 
gierun deu hartnäckigen Kampf ſich einzulaſſen, fel es mit der Mes 

„ei es unter einander. Beſonnenheit, Mäßigung und Nachs 
= wir zum endlichen Gelingen des Verſaſſungswerks für 
forderlich; wir glauben bei inneren politiſchen Angelegen— 

e Richtigkeit des trivialen Sprichworts: „der Klügere giebt 
e Kammern deſſelben gleichfalls eingedenk, ſo wird 
eife en. hinter deuſelben nicht zurückſtehen wollen, und auf 
die d nun die lich das große Problem der Vereinbarung gelött ee 
Be küche x g. ſociale Frage betrifft, welche gegenwärtig mehr als 

eden; die Gemüther beſchäftigt, fo ſcheint uus deren Kern darin 
en vun Kampf der Einzel Jntereſſen der verſchiedenen 
und G. = ale zu einem — alle Theile moͤglichſt beftiedi⸗ 
Par ubehrun k ug geführt werden kann, ohne zu ſchwere Opfer 
und jo Parteien, * der einen oder der anderen der beiden ſtrei⸗ 

x das on ih der beſitzenden und der beſitzloſen, zu fordern, 
herzustellen. ugſt zwiſchen ihnen geftörte Gleichgewicht wieder 
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Dienſtag den 2. October. 


Zunächſt ift dies allerdings die Sorge der Regierung und fogar 
ihre allernächſte. Uns kann keinerlei Art politiſcher Verfaſſung 
frommen, ſie mag Form und Namen haben, welche ſie will, wenn 
die verſchiedenen Schichten der Staatsbürger unter einander wegen 
ihrer Privat-Jutereſſen — ja wohl gar ume tägliche Brot, Krieg 
führen. Die Unterſuchung nun, wie Regierung und Regierte ge— 
meinſam zur Löſung der ſocialen Frage beitragen könuen, geht über 
die Grenzen dieſes Aufſatzes hinaus, bleibt aber einem der ſpäteren 
Leitartikel vorbehalten. Wir werden unfere Auſicht auch darüber offen 
ausſprechen, und ſchließen hier mit der Verſicherung, daß Aufrich⸗ 
tigteit unſer leitendes Princip, Liebe zum Vaterlande unſere Trieb 
feder, „frei, aber nicht frech“ unſer Wahlſpruch, wie auch unſere 
Schreibart, ſein wird. 


Berlin, den 29. September. (Spen. Ztg.) II. MM. der 
König und die Königin, fo wie die hier anweſenden Prinzen und 
Prinzeſſiunen des K. Hauſes, werden ſich am nächſten Montag nach 
Brandenburg begeben, um der Säcularfeier des vor 900 Jahren 
geſtifteten dortigen Doms beizuwohnen. Nach dem Gottesdienſt giebt 
Se. Maj. der König eine große Mittagstafel in dem Gebäude der 
Ritter-Akademie. — Geſtern hatte die Potsdamer Garniſon vor Sr. 
Maj. dem Könige Parade, Nachmittags war große Mllitairtafel 
bei Sr. Majeſtät. — Dem Vernehmen nach wird der Prinz von 
Preußen am 30. d. M., dem Geburtstage feiner Gemahlin, in Weiz 
mar eintreffen. — Vorgeſtern gab der Miniſter des Junern einer 
großen Anzahl von Abgeordneten ein Diner. Auch mehrere der übri⸗ 
gen Miniſter waren anweſend. — Der Handelsminiſter v. d. Hepdt 
wohnte vorgeſtern der Prüfung der Schüler des Friedrichs Wilhems⸗ 
Gymnaſiums, das feine Söhne beſuchen, bei. — Die Budget⸗Com⸗ 
miſſion der zweiten Kammer hat ihren Ausgabe-Etat von 185,920 
Thlr. auf 180,000 Thlr. herabgeſetzt, indem ſie die Koſten für die 
Stenographen dem allgemeinen Staatshaushalts-Etats überwieſen 
hat. Sie beantragt ferner, daß allen Kammer-Beamten geſetzlich die 
Rechte und Pflichten der Staatsdiener zugeſprochen werden und daß 
fie den Staatsdiener-Eid leiſten follen. — Die Commiſſion für Han⸗ 
del und Gewerbe in der zweiten Kammer hat durch ihren Berichter⸗ 
ſtatter, Groddeck, Bericht über das Geſetz vom 9. Februar d. J. 
betreffend die Errichtung von Gewerbegerichten, erſtattet. Sie ſchlägt 
der Kammer vor, dem Geſetze ihre Zuſtimmung zu ertheilen. — Den 
Abgeordneten zur erſten Kammer, Gr. v. Itenplitz, bezeichnet man 
als künftigen Ackerbau ⸗Miniſter. — Dem Vernehmen nach hat der 
commandirende General des 7. Armeecorps, Gr. v. d. Gröben, ſei⸗ 
nen Abſchied nachgeſucht, der ihm indeß in den ſchmeichelhafteſten 
Ausdrücken von Sr. Maj. dem Könige verweigert worden iſt. Der 
Oeutral wird daher auch ferner noch in den Reihen des Heeres ver— 
bleiben. — Wir dürfen nicht unterlaſſen, auf eine Aeußerung des Grafen 
Arnim⸗Boitzenburg in der Sitzung der zweiten Kammer vom Mitt- 
woch den 26. beſonders aufmerkſam zu machen, weil ſie einen nicht 
unabſichtlichen Wink für Diejenigen enthielt, welche gern den Grafen 
Arnim wieder an der Spitze der Geſchäfte ſehen möchten. Derſelbe 
ſoll jedoch keineswegs geneigt ſein, die von ihm jetzt behauptete uns 
abhängige Stellung wieder mit einem Miniſterium zu vertauſchen. 
Um den darüber ausgebreiteten und ſeit einiger Zeit vielfach geglaubten 
Gerüchten entgegen zu treten, nahm Graf, Arnim die Gelegenheit 
wahr, als er von den möglichen Couflicten ſprach, die zwiſchen der 
erſten und zweiten Kammer ſich erheben konnten, nnd die deshalb 
unvermeidlichen Schwierigkeiten hervorhob, zu bemerken, daß er ſich 
nie in dem Fall ſehen würde, ſolche Conflicte ſchlichten zu müſſen. 
Einen ferneren Beweis dafür, daß er den Geſchaͤften fern zu bleiben 
wünſcht, hat der Graf Arnim in feiner letzten Broſchüre über die 
Vereidung des Heeres geliefert, indem er im Eingange zu derſelben 
mit auerkennenswerther Freimüthigkeit ſich ſelbſt mehrerer politiſcher 
Fehler anklagt, was gewiß Niemand thut am Vorabende, ehe er 
wieder in ein Miniſtertum tritt oder gar eins bildet, weil die Klein— 
gläubigen, wie immer, darin einen Mangel an Couſequenz erkennen 
möchten, der einem Staatsmann vor allem nachtheilig iſt. Wir führen 
dieſe Momente nur an, weil einige Blätter noch immer nicht müde 
werden, von einem baldigen Rücktritt des jetzigen Miniſteriums zu 
reden, woran, nach der jetzigen Lage der Dinge, auch nach oben hin 
durchaus nicht zu denken iſt. 

Berlin, den 30. Sept. Das Militair-Wochenblatt enthält 
die Allerhöchſte Verordnung, betreffend die Anlegung der Trauer für 
den dahingeſchiedenen Großfürſten Michael Pawlowitſch von 
Rußland Kaiſerliche Hoheit. 

— Die polniſchen Abgeordneten haben eine Zuſammenſtellung 
der ſtaats⸗ und völkerrechtlichen Urkunden, welche das Verhaͤltniß des 
Großherzugthums Poſen zur preußiſchen Krone betreffen, als Manu⸗ 
ſeript drucken und den Miniſtern, ſo wie den Kammern zugehen laſ— 
ſen. Erläuterungen ſind dieſen Urkunden beigefügt, welche eine Zu— 
ſammenfaſſung aller der Arzumente enthalten, die von den Polen zur 


Das 
Abonnement 
betragt vierteljahrl. für die Stad 
Poſen 1 Rthir., für ganz Preußen 
1 Kthlr. 7 ſgr. ö pf. 


1849. 


Wiedererlangung eines Theils ihrer staatlichen und nationalen Selbſt⸗ 
ſtändigkeit ſo oft ohne Erfolg geltend gemacht wurden. 

— (E. B.) Die Gewerbe-Ausſtellung wird morgen beſtimmt ges 
ſchloſſen. Eine Verlängerung iſt deshalb nicht ftatthaft, weil die Ver⸗ 
waltung des Kroll'ſchen Etabliſſements, in welchem die Ausſtellung 
ſtattfindet, mit der Errichtung eines großartigen Sommertheaters den 
Anfang machen muß. 

— Gegen die Herren Ober⸗Tribunal⸗Rath Waldeck und Ohm 
iſt heute auf Grund des Art. 97. des Straftechtes wegen Mitwiſ⸗ 
ſenſchaft des Hochverrathes auf die Anklage erkannt worden. 

— Wir erfahren, daß Hannover jetzt wirklich dem hieſigen Ca⸗ 
binet die Erklärung abgegeben hat, im Fall ein deutſcher Reichstag 
nach der Dreikönigs-Verfaſſung zuſammenberufen werden ſollte, den⸗ 
ſelben nicht zu beſchicken. Wir können indeß hinzufügen, daß unſer 
Miniſterium ſich dadurch nicht beirren laſſen und die Wahlen für 
den Reichstag demnächſt anberaumen wird. 

— Im Statsminiſterium werden bereits die Vorlagen für das 
Aufheben der Fideikommiſſe ausgearbeitet. Man will darin unter 
Anderm das Prineip feſthalten, daß die gegenwärtigen Fideikommiß⸗ 
Beſitzer davon gar nicht berührt werden, und daß ſolches nur die 
ſpätern Nachkommen treffen ſoll. 

— Der Abgeordnete in der zweiten Kammer, Staatsminiſter 
v. Bodelſchwingh, welcher bisher der äußerſten Rechten angehörte, 
iſt neulich zum rechten Centrum übergetreten, welches von der Par⸗ 
thei Riedel geleitet wird und ſeine Zuſammenkünfte des Abends in 
der „Stadt London“ hat. 

— Das mehrerwähnte Unternehmen, ein Inſtitut zu errichten, 
um die Grundbeſitzer gegen Ausfälle und Verluſte bei Subhaſtation 
ſicher zu ſtellen, ſcheint an dem Mangel an Theilnahme, welchen es 
dei der Regierung gefunden, ſcheitern zu ſollen. Letztere hat ſich nicht 
nur abgeneigt gezeigt, dem zur Gründung einer National⸗Verſiche⸗ 
rungs⸗Bank für Grundbeſitz zuſammengetretenen Comité mit Mit⸗ 
teln an die Hand zu gehen, ſondern hat auch jede Genehmigung zur 
Beſchaffung eines Betriebsfonds, ſei es durch Aufbringung eines 
Prämien⸗Capitals oder durch Bewilligung eines Credits aus Staats⸗ 
mitteln entſchieden beanſtandet. 

— Aus London iſt Herr Scott Ruſſel hier angelangt und hat 
mit dem Bildhauer Herrn Kiß einen Vertrag abgeſchloſſen, wonach 
dieſer das Modell zu ſeiner berühmten Amazone zu der im nächſten 
Jahr in London ſtattfindenden Induſtrie⸗Ausſtellung aller Nationen 
hergiebt. 

— (C. B.) Ueber die Leipziger Meſſe laufen die günſtigſten 
Berichte ein. In Tüchern und Leder ſind alle Vorräthe aufgeräumt, 
ebenſo in Gold- und Silberwaaren. Es läßt ſich ſchon jetzt eine Rüde 
wirkung dieſes guten Meßverkehrs auf die Berliner Gewerbthätigfeit 
wahrnehmen, beſonders in den Manufakturen, die mit Maſchinen 
arbeiten. 

— Wie es heißt, will man das hieſige königliche Gewerbe In⸗ 
ſtitut mehreren zeitgemäßen Reformen unterwerfen und den Fabriken⸗ 
Commiſſarius Wedding zum Direktor des Inſtituts ernennen. 

— Vorgeſtern wurde der Metallſchriften-Fabrikant Ihouret 
wegen Verheimlichung von Buͤrgerwehrwaffen, die ihm andere Bur⸗ 
gerwehrmänner übergeben von dem Appellations-Gericht zu vierwö⸗ 
chentlicher Gefängnißſtrafe verurtheilt. Der Angeklagte war in erſter 
Inſtanz von dem Stadtgericht für Nichtſchuldig erachtet worden, der 
Staatsanwalt hatte aber dagegen appellirt und das Appellationsgericht 
demgemäß Thouret in die oben angegebene Strafe verurtheilt. 

— Theodor Mundts gegenwärtige Anweſenheit in Wien hat 
den Zweck, die Freilaſſung feines von den öſterreichiſchen Behörden 
verhafteten Schwagers, des ehemaligen hieſigen Buchhandlers Mül⸗ 
ler, zu bewirken. Der Letztere wurde vor einigen Monaten in Oeſter⸗ 
reich verhaftet, weil er in Verdacht war, als wolle er heimlich zu dem 
Inſurgentenheer nach Ungarn gehen. Mundt wird auch in dem be⸗ 
vorftehenden Winterhalbjahr an der Breslauer Univerſität Vorleſun⸗ 
gen halten, und hat nie daran gedacht, ſein Vaterland Preußen mit 
einem andern zu vertauſchen. 

— In der morgigen Sitzung der zweiten Kammer wird der 
Abg. v. Beckerath eine Interpellation an das Miniſterium über den 
Stand der Deutſchen Frage richten. Dem Vernehmen nach würde 
das Miniſterium antworten, daß es entſchloſſen ſei, den Reichstag 
mit den der Deutſchen Sache treu gebliebenen Regierungen zu eröffnen. 

— Die hieſige Gewerbe-Ausſtellung hat in jüngſter Zeit nicht 
blos aus Hamburg und Wien, ſondern aus London und Paris Bes 
ſuche herbeigezogen. 

— Der Räuber, welcher dem Aſſeſſot Struwi im Thiergarten 
eine Uhr gewaltſam entriß, iſt entdeckt; es iſt ein Soldat vom ten 
Infanterie-Regiment. 

— Der Geſetz-CEutwurfüber die Einkommenſteuer 
iſt ſo eben erſchienen und unter die Abgeordneten vertheilt. Er ent⸗ 


hält 40 Paragraphen. Es wird ein doppeltes Prinzip darin ange⸗ 
nommen. Eine eigentliche Einkommenſteuer für diejenigen Einwohner, 
deren geſammtes jährliches Einkommen 1000 Thaler überſteigt, und 
eine neue Klaſſenſteuer, wo jener Betrag nicht erreicht wird. Die 
Schlacht⸗ und Mahlſteuer, fo wie die alte Klaſſenſteuer nach dem Ab» 
gabegeſetz vom 30. Mai 1820 geht dafür ein. 

— Das Amtsblatt der Koͤnigl. Regierung zu Potsdam 
enthält Folgendes: Bereits im vorigen Jahre, Amtsblatt Stück 21 5 
S. 193., iſt das Publikum vor der geſetzlich unterſagten Betheiligung 
an Ausſpielung von allerhand Waaren gewarnt worden, welche un. 
ter der Direktion einer ſogenannten Fabrik-Union in Hamburg und 
Altona ftattfinden ſollten und, wie amtliche Ermittelungen ergeben 
hatten, auf eine grobe Täuſchung des Publikums hinauslieſen. Ges 
genwärtig verbreiten wiederum von Hamburg aus eine ſogenaunte 
„Direktion zur Hebung der Induſtrie“ und eine „Direktion der its 
duftriellen Aktien⸗Geſellſchaft“, fo wie von Cöthen aus eine „Direktion 
zur Aufhülſe der Gewerbtreibenden“, Pläne zu Ausſpielungen von 
Fortepianos, Uhren, Möbel, Leinen, Wagen, insbeſondere aber von 
Gold⸗ und Silberſachen. Dieſe Lotterien find angeblich „zur Hebung 
der durch die Zeitumſtände zerrütteten Gewerbe“, in der That aber 
in eigennütziger, wo nicht in betrügeriſcher Abſicht unternommen, wie 
eine auch nur oberflächliche Prüfung der betreffenden Ausfpielungs- 
Pläne ergiebt. Als Beweis hierfür mag beiſpielsweiſe nur angeführt 
werden, daß ein ſechs⸗ und ein halb⸗oktaviges tafelförmiges Forte— 
piano einen Gewinn im angeblichen Werthe von 2500 Rthir. bildet. 
Da in den dieſſeitigen Staaten mehrfach Verſuche gemacht worden 
ſind, theils durch Uebernahme von Agenturen, theils durch Abnahme 
von Looſen eine Betheiligung an dieſen Lotterie-Unternehmungen herz 
beizuführen, die Regierung es aber für ihre Pflicht erachtet, derglei— 
chen verderblichen Unternehmungen möglichft entgegen zu wirken, fo 
wird das Publikum, um ſich vor jedem Schaden wahren zu können, 
darauf aufmerkſam gemacht, daß der Verkauf oder die Förderung 
des Verkaufs, fo wie der Ankauf von Looſen zu dergleichen auswär⸗ 
tigen Lotterien, bei Vermeidung einer fiskaliſchen Geldſtrafe bis zu 
500 Rthlrn. durch die Allethöchſte Ordre vom 5. Juli 1847 (Ge— 
ſez⸗Sammlung Seite 261.) verboten iſt. 

2 Heut vor einem Jahre war die Preußiſche Regierung die 
Vogelſcheuche der (vorgeblichen) Deutſchen Patrioten! Jetzt find die 
Rollen vertauſcht; Preußen iſt in dieſem Augenblicke die einzige, ja 
letzte Hoffnung einer großen Nation, die ſpießbürgerlicher Sinn, dy— 
naſtiſche Intereſſen und ultramontane Jutriguen in kleine abſtoßende 
Kteiſe zerſpalten. Dem Minifterium Brandenburg gebührt das Ver⸗ 
dienſt, in der letzten Stunde das Steuer des Reichs ergriffen zu ha. 
ben, indem es den Aufruhr bändigte und ein einheitliches Ziel ver: 
folgte. Mögen die Kammern daſſelbe ferner treu unterſtützen wie 
bisher, und durch die Debatten über die Verfaſſungsfragen ſich nicht 
in eine divergirende Bahn hinüberführen laſſen. Ein jo beklagens⸗ 
werthes Ereigniß würde Folgen haben, die alle Hoffnungen der 
wahren Vaterlandsfreunde zu Schanden machten. Die kleinen Fami⸗ 
lienzwiſte dürfen der Einheit nach Außen nicht den geringſten Abbruch 
thun — oder wir begehen eine Sünde am Vaterlande! 

Potsdam. — Die fo eben geſchloſſene Blumen-⸗Ausſtellung des 
Berliner Vereins der Gartenfreunde hat die Idee angeregt, noch in bie: 
ſem Herbſte eine große Pflanzen-, Blumen⸗ und Frucht⸗Aus⸗ 
ſtellung mit allen den Gärten Berlins und Potsdams zur Verfü⸗ 
gung ſtehenden Mitteln zu veranftalten, und wir haben mit großem 
Vergnügen unſer hieſiges neues Bahnhoſs-Lokal zu dieſem Zwecke 
eingeräumt, deſſen großer Saal eine fo gute Gelegenheit zu vortheil— 
haften Gruppirungen und zur Ausfiellung der reichhaltigſten Samm⸗ 
lungen im beſten Lichte darbietet, wie ſie ſelten gefunden werden 
möchte. Um auch den Effekt ſolcher Pflanzengruppen bei Kerzen- und 
Lampenlicht zu gewähren, wird für eine ſtarke Erleuchtung in den 
Abendſtunden geſorgt werden. Daneben werden die Berliner und bie 
ſigen Handelsgärtner Zier⸗Pflanzen, Zwiebeln, Gartengeräthſchaften 
und ſchöne Blumenbehälter zum Verkauf ausſtellen und es wird eine 
Verlooſung veranſtaltet werden. Die Dauer der Ausſtellung iſt vom 
Sonntag den 30. September bis Sonntag den 7. Oktober 
feſtgeſetzt. 

Breslau, den 29. September. Geſtern iſt es der hieſigen Po⸗ 
lizei unter Veihülfe des Militairs gelungen, eine förmlich organiſirte 
Raubbaude, welche die Stadt und die Umgegend fortwährend be⸗ 
unruhigte und die frechſten Diebſtähle (unter andern den am 25. 
Septbr. an der Oberſchleſ. Eiſenbahn) und Einbrüche verübte, zum 
Theil in Roſenthal, zum Theil in der Roſengaſſe ꝛc., gefangen zu 
nehmen und gefeſſelt in das Polizeigefängniß abzuliefern. Die Zahl 
derſelben ſoll ſich auf beinahe zwanzig Mann belaufen. 

P. P. C. Stettin, den 28. Sept. Aus den an der Mecklen⸗ 
burgiſchen Grenze belegenen Kreiſen unſerer Provinz geht uns die 
Nachricht zu, daß die Schmuggelei ſeit dem vergangenen Jahre hier 
einen bedeutenden Auſſchwung genommen hat. Man ſchreibt dies be: 
ſouders den Beſtimmungen der Habeas- Corpus - Akte zu. Vor Erlaß 
derſelben befanden ſich etwa 300 Perſouen, welche des Schmuggels 
verdächtig waren, unter fortdauernder polizellicher Controle. Dieſen 
war das nächtliche Reifen ſehr erſchwert, außerdem konnte früher die 
Verfolgung bis in die Häuſer geſchehen. Jetzt kommen Schmuggler 
bei Tag wie bei Nacht in Banden von 20 — 30 Mann von Med: 
lenbutg herüber. Dieſen Banden gegenüber in die ſcwache Grenz 
beſatzung (9 Mann auf circa 15 Meile) ſehr gefaͤhrdet und es tömmt 
daher häufiger als ſonſt zur Anwendung der Schußwaffe. Abgeſehen 
von der demoraliſtrenden Wirkung, welche das Paſcherweſen auf die 
ärmeren Volksklaſſen ausübt, wird durch daſſelbe auch der rechtliche 
Handelsverkehr geſtört. Indem die Kaufleute nämlich nicht im Stande 
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ſind, mit den billigen Preiſen der Schmuggler zu konkurriren, werden 
fie verhindert, größere Waaren » Lager zu halten. Nicht ohne Span. 
nung wartet man daher die vom Miniſterium bereits angekündigte 
Modification der Habeas⸗Corpus⸗Akte. 

— Die Extrafahrten, welche an den beiden letzten Sonntagen 
von hier nach Berlin zum Beſuch der Gewerbeausſtellung ſtattfanden, 
haben der Gifenbahns Verwaltung nach Abzug der circa 400 Thaler 
betragenden Koſten eine Einnahme von 1600 Thalern gewährt. Wie 
man hört, wird am nächſten Sonntag eine dritte Extrafahrt ſtatt— 
finden, an welcher die Theilnahme nicht auf den Stand der Gewerbes 
treibenden beſchränkt werden wird. 

Stralſund. Die Gewerbe- Vereine Stralſunds haben be— 
ſchloſſen, in Stralſund eine Gewerbe- Ausſtellung für den dortigen 
Regierungsbezirk während des Monats Dezember zu veranſtalten. 

N. D. Ztg. 

Harburg, den 28. Sept. Dieſen Nachmittag find per Eiſen⸗ 
bahnhier angekommen und ſofort nach Hamburg expedirt: 600 Mann 
vom 15ten Preußiſchen Infanterie» Regiment, 

Kiel, den 28. Sept. Geſtern Abend lief der Kriegsdampfer 
„Bonin“ von hier aus, um bei dem Herumbringen der Reichsfre— 
gatte „Eckernförde“ in den hieſigen Hafen behülflich zu fein. Ders 
ſelbe iſt indeß dieſen Morgen allein zurückgekommen, weil er bei feiner 
Ankunft an der Eckernförder Brücke das dort ftationirte Preußiſche 
Bataillon aufmarſchitt gefunden hat, um in Gemäßheit der Befehle 
der Landesverwaltung das Wegbringen des Schiffes zu verhindern. 

Schleswig, den 27. Sept. Nach Tönning ift abermals eine 
Verſtärkung der Exekutionstruppen von einer Abtheilung Fuſiliere 
des 12. Regiments von hier abgeſandt worden, wozu die Bewegungen 
in jener Stadt gegen die Einſetzung eines Däniſchen Poſtmeiſters 
ſtatt des entjepten Schleswig-Holſteiniſchen Aulaß gegeben haben. 

Flensburg, den 26. Sept. Die Deputation aus Angeln, 
beſtehend aus dem Paſtor Schmidt und 2 Landbeſitzern, ſind von 
ihrer Miſſton aus Berlin in ihre Heimath zurückgekehrt ; fie wiſſen 
nicht genug von der freundlichen Aufnahme, die ſie am Preußiſchen 
Hofe, ſo wie beim Miniſter der Auswärtigen gefunden haben, zu 
erzählen, und in der ganzen Gegend geht die Sage dieſes Ergeb- 
niſſes von Mund zu Mund. Einer der Landbeſitzer, Hanſen 
aus Twendt, welchen wir ſprachen, erzählte, wie der König ſie 
Sonntag nach der Kirche zur Audienz zugelaſſen habe, wit er theil— 
nahmevoll die wohl eine halbe Stunde lange Anrede des Paſtor 
Schmidt angehört, in welcher derſelbe zuvörderſt ihr ſpezielles 
Anliegen wegen der 7 Diſtrikte, die jetzt nördlich der Demarkalions⸗ 
Linie liegen, bei einer beim Friedens-Abſchluß eintretenden Theilung 
Schleswigs aber, wegen ihrer rein Deutſchen Sprache und Sitte 
zum ſüdlichen Theil der Demarkationslinie zugezogen zu werden 
wünſchen, vorbrachte, alsdann aber die Zuſtände des ganzen Lan⸗ 
des unter der jetzigen Verwaltung deutlich und anſchauungsvoll 
ſchilderte. Der König richtete hierauf einige Fragen an jeden Ein⸗ 
zelnen und verabſchiedete fie mit dem Verſprechen, ferner zu thun, 
was in feinen Kräften fiche.. Auch Herr von Schleinitz hatte ſich 
während der Tafel mit ihnen unterhalten und in derſelben Weiſe 
ſich ausgeſprochen, wobei er die feſte Zuſicherung ertheilte, bei einer 
Theilung Schleswigs für Hinzuziehung der 7 Diſtrikte zu der füd- 
lichen Linie eifrigſt Sorge zu tragen. (D. R.) 

Güſtrow, den 25. Sept. In der heutigen Verſammlung 
der Mitglieder des ritterſchaftlichen Amtes Güſtrow iſt mit 17 ge⸗ 
gen 14 Stimmen beſchloſſen worden: gegen die Gültigkeit der neuen 
Verfaſſung zu proteſtiren. 

Eckernförde, den 26. Sept. Die Kommunenvertreter un⸗ 
ſerer Stadt haben heute einen Proteſt dahin beſchloſſen: daß ſie zu 
einer einſeitigen Aufhebung des Staatsgrundgeſetzes für die Her- 
zogthümer Schleswig⸗Holſtein vom 15. Sept. 1848 ſelbſt die recht⸗ 
mäßige Landesregierung nicht für befugt erachten, geſchweige denn 
die faktiſch beſtehende Landesverwaltung, und fie demgemäß uner⸗ 
achtet der Bekanntmachung der Landesverwaltung vom 17. d. M. 
das Staatsgrundgeſetz nach wie vor als geltend betrachten müſſen. 

Huſum, den 26. Sept. (H. B. H.) Geſtern hat hier ein 
im Ganzen nicht bedeutender Krawall ftattgehabt. Den Anlaß bot 
das Eintreffen des von der Landesverwaltung ernannten neuen 
Poſtmeiſters aus Tönning, von wo derſelbe, obgleich von einem 
däniſchen Kammerherrn und deſſen Sekretär, nebſt 18 Preußiſchen 
Huſaren, begleitet, ſich wieder hatte entfernen müſſen, da Niemand 
ihn aufnehmen wollte, er und ſeine Begleiter vielmehr mit Pfeifen 
und Steinwürfen empfangen wurden, ſo daß ſie in der Preußiſchen 
Wache eine Zuflucht ſuchen mußten. Als dieſe Herren auf ihrer 
Rückkehr von Tönning geſtern hier ankamen, wurden ſie auch hier 
von einem großen Pöbelhaufen mit Pfeifen und Heulen empfangen 
und bis vor die Thüre von Thoma verfolgt. Mehrere Bürger 
drangen nun auf ihre Entfernung, damit die Sicherheit der Stadt 
nicht durch ihr Verweilen gefährdet werde; es gelang indeß erſt fie 
ſortzuſchaffen, als ein aus dem Wirthshauſe hervortretender däniſch 
geſinnter Mann durch eine mit Schimpfworten verſetzte Anrede an 
die Pöbelmaſſe die Wuth derſelben auf ſich ſelbſt gezogen und da⸗ 
durch eine Diverfion zu Gunſten jener Herren hervorgebracht halte. 
Letzterer von der Menge verfolgt, erreichte mit Mühe ſein Haus, 
und der Pöbel rächte ſein Entkommen durch Einwerfen der Fenſter⸗ 
ſcheiben. Nun wurde das Preußiſche Militär aufgeboten, und um 
10 Uhr war die Ruhe hergeſtellt. (H. B. H.) 

Dresden, den 27. September. (D. A. Z.) Das 26. Stück 
des Geſetz- und Verordnungs⸗Blattes enthält eine Verordnung, die 
Entſcheidung eines Zweifels in Beziehung auf das Geſetz vom 18. 
November v. J. über die proviſoriſche Einrichtung des Strafver⸗ 
fahrens bei Preßvergehen und dergleichen betreffend. 

München, den 26. September. Sieſige Blätter theilen die 
Urtheile der Wiener „Preſſe“ über die ſogenannten Vermittelungs⸗ 
verſuche Baierns mit; ſie drucken dieſe nichts weniger als ſchmeichel— 
haften Schilderungen des Bairiſchen Einfluſſes wörtlich ab; man 
kann fagen, unter allen Beſonnenen herrſcht eine tiefe Vetrübniß 
über die Stellung und Politik der Baieriſchen Regierung. — Am 
23. d. M. verübten Soldaten Exzeſſe im hiefigen Paradiesgarten. 
Der energiſche Stadı- Kommandant Freiherr General v. Harold 
fiellte an der Spide von bewaffneter Mannſchaft die Ruhe wieder 
her. — In den legten Tagen waren 6 Polen, die in Ungarn gegen 
Oeſterrelch gefochten, unter dem Namen von Emigranten hier an— 
gelangt. Die Polizei hat dieſelben in ihrem wahren Charakter er⸗ 


mittelt und nach Inſpruck ausgeliefert; ihre Namen ſind: Gutakke 
Meinewski, Tuczkowski, Kleesgewski, Ledrozowski, Unztroska. 
Baieriſche Blätter theilen folgende merkwürdige Thatſache mit: 0 
dem 3 Stunden von Würzburg entfernten Dorfe Unterdürrba 
wurde einer kranken Frau das Eſſen von Birnen vom Arzte ver⸗ 
ordnet. Da im Pfarrgarten ein Baum mit guten reifen Birnen 
ſtand, ſo ging ihr Mann zum Pfarrer Troll, um für einige Kreuzer 
zu kaufen. Der Pfarrer erklärte ihm übermüthig, er verkaufe ſeine 
Birnen metzenweiſe. Hierüber aufgebracht, ſtieg Nachts unſer 
Mann in den Pfarrgarten, um für ſeine kranke Frau Birnen 
zu entwenden. Als er auf dem Birnbaum ſaß, öffnete ſich dit 
Pfartersthüre und der Pfarrer nebſt feiner Köchin traten heraus 
und vergruben unter dem Birnbaum in einer Schachtel ein erwürg⸗ 
tes neugebornes Kind. Die ärztliche Unterſuchung führte zu dem 
Reſultate, daß dieſes Kind vom Pfarrer mit feiner Köchin war ge⸗ 
zeugt worden und wahrſcheinlich von beiden ermordet wurde. Jetzt 
figen der Pfarrer mit ſeiner Köchin in der Frohnveſte und kommen 
wahrſcheinlich vor das nächſte Schwurgericht. 

Karlsruhe, den 26. September. (Karlsr. Z.) Hier iſt fol⸗ 
gender Armeebefehl erſchienen: Hauptquartier Karlsruhe, den 25. 
September 1849. „Auf Allerhöchſten Befehl Sr. Majeſtät des 
Königs iſt die bisher unter Meinem Befehl ſtehende Operations- 
Armee am Rhein, nachdem fie die ihr geſtellte Aufgabe firgreich ers 
füllt hat, aufgelöſt worden. Ein Theil derſelben bleibt zur ferneren 
Belegung im Großherzogthum Baden ſtehen; ein anderer Theil 
rückt in feine Friedensgarniſonen; die Landwehr kehrt in ihre Hei⸗ 
math zurück, um theilweiſe entlaſſen zu werden. Mich ſelbſt beruft 
das Allerhöchſte Vertrauen des Königs Majeſtät zum Militärgou⸗ 
verneur der Rheinprovinz und der Provinz Weſtphalen, ſowie zum 
Oberbefehlshaber der Occupationstruppen in Baden, Hohenzollern 
und Frankfurt a. M. Indem Ich durch Königl. Gnade faſt mit 
allen Truppentheilen, welche die Operationsarmee am Rhein bils 
deten, in Verbindung bleibe, fo lege Ich doch nunmehr das Kom- 
mando über dieſe Armee nieder. Kameraden! Mit bewegtem Hers 
zen rufe Ich Euch ein Lebewohl zu, indem Ich Euch aus dem bis⸗ 
herigen Dienſtverbande entlaſſe. Der Ruf des Königs, unſeres 
Kriegsherrn, hatte uns auf dem Felde der Ehre zuſammengeführt; 
wir haben ſchöne und ſiegreiche Tage gemeinſchaftlich beſtanden, di 
Ich Eurer Tapferkeit, Hingebung und Ausdauer verdanke. Wi 
haben Gott, der den Sieg an unfere Fahnen feſſelte, unſern demü⸗ 
thigen Dank dargebracht, und ſeinen Frieden über die gefallenen 
Brüder erfleht. Nochmals aber muß Ich den Herren Generalen, 
den Offizieren und allen Soldaten Meinen herzlichen Dank aus⸗ 
ſprechen für die Umſicht, mit welcher Erſtere Meine Anordnungen 
ausführten; für das rühmliche Veiſpiel, was die Offiziere bei allen 
Gelegenheiten gaben, wo es die Durchführung des Ktiegszwe 
galt; für die Ausdauer, welche von den Soldaten bei Ertragung 
unvermeidlicher Anſtrengungen und Entbehrungen bewieſen haben. 
Das lohnende Gefühl treueſter Pflichterfüllung begleite einen Jeden 
beim Eintritt in feine nun veränderten Verhällniſfe. Soldaten der 
Landwehr! Euch beſonders liegt es ob, den guten Namen, den Ihr 
Euren Bataillonen erworben habt, nun auch bis zum Augenbli 
der Entlaſſung rein zu erhalten durch eine echt militäriſche Haltung. 


Das Gefühl, Eure Pflicht erfüllt zu haben, dem Könige, dem 
Baterlande, und Eurem Eide unwandelbar treu geblieben zu 
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müßt Ihr in der Heimath nicht nur bewähren und pflegen, fond 
dieſen Geſinnungen auch nach allen Richtungen hin und unter als 
len Umſtänden Geltung verſchaffen. Kameraden! Niemand von 
uns laſſe ſich den Ruhm antaſten, den Preußens Heer ſich um 
Deutſchland erworben hat. Und braucht das Vaterland von Neuem 
unſern Arm, fo möge der Ruf unfers Königs uns wieder zufammen« 
führen. Er weis, daß er uns vertrauen kann, und daß wir bereit 
ſind unſer Leben einzuſetzen, wenn es Preußens Ehre gilt. 

Der Oberbefehlshaber der Oper ationsarmee 
am Rhein.“ 

Die Würtembergiſche Zeitung theilt folgendes Schreiben des Ne 
dakteurs des „Eulenſpiegels“ Ludwig Pfau, an den früheren badi— 
ſchen Diktator Werner, d. d. Karlsruhe den 17 Juni 1849, mit, 
Mein lieber Werner! Um Euch heute nicht mehr perſönlich zu drang“ 
jaliren, will ich Euch ſchriftlich erſuchen, mir morgen frühſobald als 
möglich die beſprochene Vollmacht aus zuſtellen und mich mit einigen 
Geldmitteln zu verſehen. Gögg hat zwar die beiden Offiziere mit je 
50 Fl. verſehen, das hilft aber natürlich mich Nichts, und da ich ein 
mal mit Euch die Sache abgemacht hatte, wollte ich mich auch blos an, 
Euch halten. Ich habe 5 Louisdor mit ins Badiſche gebracht, aber alle 
Ausgaben, auch die, welche ich lediglich in Angelegenheiten Mieros“ 
lawski's ꝛc. zu machen hatte, aus meinem Beutel beſtritten, jo daß meine 
Baarſchaft zu Ende iſt. Die Vollmacht, meine ich, ſollte ungefähr fo 
lauten: „Inhaber Dies, Bürger Ludwig Pfau von Stuttgart, Mitt 
glied des würtembergiſchen Landes Ausſchuſſes, iſt zum Bevollmäch“ 
tigten der badiſchen Regierung für die würtembergiſchen Angelegens 
heiten ernannt. Er iſt berechtigt, ſich der Poſt und Eiſenbahn zu bes 
dienen und Fuhrwerke zu requitiren. Die Civil uud Militairbehörden 
find angewieſen, denſelben mit allen Mitteln aufs Kräjrigite zu un 
unterſtützen. Diktator Werner.“ 

Damit will ich auch meinen Würtembergern weiß machen, daß 
fie von Baden kraͤftigſt nuterſtützt werden, wenns gleich Nichts iſt⸗ 
Aber helf, was helfen mag. Wenn die Kerl’ nur einmal im Gang 
ſind. 

Morgen früh werde ich Euch heimſuchen, indeſſeu ſchlaft wohl, 
beſteus gegrüßt von Eurem Euleuſpiegel. 

Oeſterreich. 

Wien, den 25. Sept. In deu letzten Tagen ſind über 2004 
Gefangene von der ehemaligen Juſurgenten-Armee hier durgebrachl 
worden. — Mau erwartet die baldige Nückkehr des geſammten Hofe 
nach Wien. In den Stockwerken der Burg wenigſtens iſt Alles thatig' 
Der Monarch wird die Appartements bewohnen, die ehedem Kalle? 
Ferdinand bewohnte. Nach Anderen ſollen dieſe für den letztgenaun⸗ 
ten Kaiſer fürder belaſſen werden und der Monarch. die Zimmer be' 
ziehen, die ehedem Kronprinz Ferdinand und nun Marſchall Madeblh 
bewohnt. 

— Aus Ofen, den 24. September wird der Prag. Zig. 
ſchrieben: In dem hieſigen Praſidialgebaude befinden ſich die K 
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ber Rofjurnsmit ihrer Gouvernante. Ebenſo ift dort die Gemah⸗ 
1 Gupon's, des Inſurgentenchefs, in Haft. Man hatte den Kin⸗ 
ern geſagt, ſte möchten bei vorkommenden Fällen ihre wahren Nas 
men nicht nennen. Als aber eine Patrouille den Wagen aufhielt und 
wan pen freunden Namen nannte, ſagte der ältere Sohn Koſſuth's: 
„Nein, ich bin Koſſuth.“ Natürlich wurde der Wagen gleich unter 
ſtarker Bedeckung abgeführt 
Ye alte Feldmarſchall Radetzky muß wohl feines Auſent⸗ 
nicht m Wien außerordentlich froh werden, indem die Bevölkerung 
tionen Ude wird, denſelben fortwährend mit den herzlichſten Ova⸗ 
nem zu erfreuen. Niemand ſieht den alten Herrn, ohne von ſei⸗ 
be wwehmen aufs Neue begeiftert zu fein. — Heute Nacht hatte 
über bier ein einzelner Poſten beikommen laſſen, die ruhig Vor⸗ 
enden zu arretiren und ihnen dann Geld abzunehmen. Einer 
Veide Gebrandſchatzten theilte dies einem Hauptmann mit und 
verühe amen eben auf den Mann zu, als er ein neues Attentat zu 
Hier va verſuchte; der Soldat wurde augenblicklich eingezogen. — 
ba rſammeln ſich ſchon Mitglieder des großen Deuiſchen Eiſen⸗ 


Ber, eügreſſes zu den vorberathenden Sitzungen. Die eigentlichen 
Talhungen werden, wenn ich nicht irre, vom 15.— 18. k. Mts. 
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laſun iſenbahnen verwendet werden. — Soeben wird auf Veran⸗ 
dor 9 eines von mehreren Schmiedegeſellen gegen den Innungs⸗ 
Ai? verübten Exzeſſes, welcher mit Widerſtand gegen die Mu⸗ 
einer wache verbunden war, die Beſtimmung über die Beleidigung 
au Wache während des Belagerungszuſtandes durch Anſchlag 
Darf die Munizipalgarde ausgedehnt. — Die Vertreter der 
Er. denen Judengemeinden Ungarns find unabläſſig bemüht, bei 
ihnen ajeſtät eine Rücknahme und bezugsweiſe Milderung der 
Prin, auferlegten Kriegs⸗Kontribution zu bewirken. Nicht nur das 
run ei der Strafe, ſondern die Aufbringung der verlangten Liefe⸗ 
Gem tgenftände, ſowie die Art der Vertheilung auf die einzelnen 
e wird uns als höchſt drückend geſchildert. So hat die 
* von Arad 10,000 Fl. und 200 Dukaten von den durch 
00 Schlick auferlegten 30,000 Fl. in Silber zu zahlen, ferner 
Unter 2 Stück Kartätſchen binnen 6 Wochen von 8 zu 8 Tagen 
herd 00 Fl. Silber Verzugsſtrafe für jeden Tag beizuſtellen. 
den A em als Betheiligung an den für die Banater Judengemein⸗ 
geren deſchriebenen Requiſtlionen (obwohl Arad nie zum Banate 
Inf net wurde) 10,000 adjuſtirte kalblederne Patrontaſchen, 10,000 
Dalbſtertemäntel, 10,000 Paar Deutſche Schuhe, 5000 Paar 
Fl üefel binnen 4 Monaten in gleichen Monatraten und 1000 
ren 8 Münze Pönale für jeden Tag Verzug. Endlich 
00 Fl. für Toleranzſteuer von anderthalb Jahren. (D. R.) 
fene Fakar, den 24. September. Ju dem Gebiete unfered gewe— 
99 Freiſtaates haben ſich feit einiger Zeit förmliche Räuberbanden 
n det, welche mit auserleſener Kühnheit ihr Handwerk üben. Bei— 
I lede Woche bringt uns einen Schreckeusbericht über die räube— 
5 0 oft mit Mißhandlung von Perſonen verbundenen Anfälle. Die 
9 lterung ift bereits derart terroriſirt, daß es kaum Jemand mehr 
un den Frevlern eutgegenzutreten, um nicht ihre Rache auf ſich zu 
1 . Bei dieſem traurigen Zuſtand der Dinge fragt natürlich Je— 
reichenden m benz des Belagerungszuſtaudes bei einer hin⸗ 
darmerie fo weit e 6 und einer zahlreichen Gens 
e i — 
mentreffen mehrerer Landesgränzen . e das Zufam— 
; 7 D v 
Bildung ſolcher Zuſtäude weſentlich begünſtigt. Sollte 1 die 
gerade eine Aufforderung für Behörden fein die Ip m nicht 
in f Maß ſein, die Mittel, welche ſie 

o vollem Maße beſitzen, zur Ausro 5 vl 
Baar 5 % Für Ausrottung des Uebels in Anwen 
1 g zu bringen, beſonders die ſeit einiger Zeit, außer auf Spazier⸗ 

ten, ganz unſichtbar gewordene Gendarmerie wieder in Wirkſam⸗ 
keit zu ſetzen? 
Frankreich. 

Paris, den 26. Sept. Mau darf jetzt mit einiger Gewißheit 
verſichern, daß das Miniſterium mit Einigkeit vor der Kammer er— 
cheinen wird, indem die neueſten Schritte in Bezug auf die Ita— 
deuiſchen Augelegenheiten ebenſo von Fallour, wie von deu übrigen 

Miftern gut geheißen worden ſind. Die legten Nachrichten ſcheinen 
ens durchaus nicht gut zu ſein, und die Regierung nimmt Ans 
* dieſelben zu veröffentlichen. Es ſoll darin die beſtimmte Dro— 
Spe des Papſtes enthalten fein, daß er ſich eher nach Bologna oder 
dio zurückziehen, als den Franzöſiſchen Forderungen weichen würde. 
wel 7 Ju Theater des Variétés hat geſtern ein politiſches Stück, 
Sturm tige Ausfälle gegen das Proletariat enthält, einen großen 
die erregt. Die Gallericen waren mit Arbeitern gefüllt, welche 
iſtellung bei jeder Gelegenheit unterbrachen und politiſche Lieder 
tien Auch vernahm man drohende Worte, wie dieſe: „Ihr inſul— 
der Bühne; wir werden es Euch auf den Barrikaden 
Stücke Merkwürdig ift dabei noch, daß einer der Verſaſſer des 
früherer Kommiſſar Ledru⸗ Rollin iſt. 
der Rat ach dem Corſaire wird eine der erſten Maßregeln, welche 
nal-Verſammlung vorgelegt werden ſollen, PA Geſetz ſein, 
Seiten ; e Beſchlaglegung auf das Gehalt des Repräsentanten von 
zer Gläubiger geſtattet. Die bei der Quäſtur eingereichten 
betreffe N Art belaufen ſich angeblich auf 160, und mehrere der 
4 Repräſentanten ſollen förmlich in Dürftigkeit ſein. 
Aan verſichert, daß der unterſceiſche elcktriſche Telegraph 
over, Calais und Boulogne, der ſich dann an die elek⸗ 
egraphen nach London und nach Paris anſchlichen ſoll, 
resfriſt beendet ſein wird. Die größten Schwierige 
ken losde sführung rühren von den Auſterfiſchern her, die durch 
’ Sterg it denen fie die Auſtern zu hunderten von ihren Bän⸗ 
10% dlerg’ die leitenden Metalldrähte zu zerſtören drohen. — 
vr denden Harblubet noch immer mit Heftigkeit in Marſeille. Seit 
* Par Choleracu daſelbſt gegen do Perſonen, wovon drei Viertel 
ofen die % Seit einigen Tagen ſieht man viele Engländer 
billi 1 Hin⸗ die Unternehmungen von Kompagnien, welche die 
auge Weiße bernd Herreiſe und des Aufenthalts auf unglaublich 
Grankceich Suche em, zu Nutze machen, um die Hauptfiadt von 
fluchen. Geſtern iſt wieder ein ganzer Eiſenbahnzug 
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mit Schotten und Schottinnen angekommen. — Geſtern Morgen 
entdeckte ein Lumpenſammler, der auf dem Platze Sant Etienne du 
Mont einen Haufen Schmut umwühlte, mit ſeinem Haken einen 
Menſchenkopf, an dem noch einige Stücken Fleiſch hingen. Bald 
bildete ſich ein bedeutender Auflauf auf dem Plage und das Ge⸗ 
rücht verbreitete ſich, daß ein Verbrechen begangen worden ſei. 


Kammer⸗Verhandlungen. 
45ſte Sitzung der erſten Kammer vom 26. September. 
Präſident v. Auerswald. (Eröffnung 104 Uhr.) 

Am Miniſtertiſche: Graf v. Brandenburg, Simons, v. 
Strotha. 

Auf der Tagesordnung befindet ſich der Bericht, betreffend die 
Geſchäftsordnung der Kammer. Berichterstatter iſt Abg. v. Jordan. 

Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung ſind die verſchiede⸗ 
nen Berichte. Die erſte Petition, die zum Vortrag kommt, be⸗ 
trifft die Vermehrung der Darlehnsſcheine um 15 Millionen Tha⸗ 
ler. Die Kommiſſion ſchlägt Tagesordnung vor. Die Kammer 
genehmigt den Vorſchlag. Eine zweite Petition betrifft das Geſetz 
vom 24. September v. J., welches abgeändert, reſp. aufgehoben 
werden fol. Die Kommiſſion will die Petilion an das Staats⸗ 
miniſterium verweiſen. Die Kammer genehmigt diefen Antrag. 
Mehrere andere, Prival-Intereſſen betreffende Petitionen werden 
auf Antrag der Petitions-Kommiſſion an die betreffenden Miniſte⸗ 
rien verwieſen. EN F 

Der Zuftizminifter bemerkt wegen der Erlaſſung einer alls 
gemeinen Amneſtie für politiſche Verbrechen, auf welche bin meh⸗ 
rere Petitionen vorliegen: Das Staats-Miniſtertum hat letztere 
aufnehmen laſſen; daraus hat ſich ergeben, daß es ſaſt unausführ⸗ 
bar fer, nach den Kategorien der Verbrechen oder nach der Zeit der 
Vergehen gleiche Klaſſen aufzustellen, um darüber Beſchluß zu faf- 
ſen. Es muß deshalb die Regierung den Weg einſchlagen, jeden 
einzelnen Fall zu prüfen, und wo Milderungsgründe vorhanden 
ſind, die Begnadigung Sr. Majeſtät nachzuſuchen. In dieſer 
Weiſe wird die Regierung auch ferner verfahren. 

Die Ppetitions-Kommiſſion ſchlägt in Betreff der Amneflieges 
ſuche vor, zur Tagesordnung überzugehen. Die Kammer tritt mit 
überwiegender Majorität dieſem Antrage bei. N 

Abg Milde ergreift wegen einer Petition des Magiſtrats 
von Breslau das Wort; die Petition betrifft die Verluſte der Vor⸗ 
ſtädte von Breslau aus dem frühern Kriege, welche die Staatsver— 
waltung tragen ſoll. Im Intereſſe der Billigkeit empfiehlt der 
Redner die Annahme der Petition. 

Abg. Marhie nimmt das Wort in dieſer Sache, und hofft 
ebenfalls von dem Gerechtigkeitsgefühl der hohen Kammer die Uns 
terſtützung der Petition, 

Abg. Wachler bemerkt, daß es keine Bombardements ⸗Gel⸗ 
der waren, die damals von den ſchleſiſchen Städten eingezogen wur⸗ 
den. Es muß der Redner dem Antrage des Abgeordneten Milde 
widerſprechen. 

Abg. Kühne widerſpricht ebenfalls dem Antrage des Abg. 


Milde, indem er in vorliegender Form vollkommen unzuläſſig iſt. 


Dadurch wird der Antrag der Kommiſſion auf Tagesordnung bins 
reichend motivirt. Die Regierung mußte Bedenken hegen, den 
Grundſatz anzuerkennen, daß fie für Kriegsſchäden einzuſtehen habe. 
Wo der Zufall waltet, kann keine Reglerung dafür eintreten und 
aufkommen. Der Redner hat die beſte Ueberzeugung, daß Bres⸗ 
lau und feine Umgebungen in gleicher Weiſe wie die übrigen Kom- 
munen in Preußen behandelt worden ſind. _ Be 

Der Zufiz-Minifter hält fi verpflichtet, einige Akten— 
mäßige Mittheilungen zu machen, aus denen hervorgeht, daß die 
früheren Verhandlungen in vollkommen gerechtfertigter Weiſe vor 
ſich gegangen find. Der Miniſter theilt auch die Gründe mit, nach 
denen der Prozeß entſchieden worden iſt. Der Miniſter bezweifelt, 
ob die Sache in irgend einem Wege wieder aufgenommen werden 
kann, indem die Sache 43 Jahr alt ſei, und hält den Antrag für 
gerechtfertigt, zur Tagesordnung überzugehen. 

Eine Petition des Vorſteheramts der Kaufmannſchaft zu Kö 
nigsberg, betreffend die Entſchädig ung wegen der Blokade wäh⸗ 
rend des Kriegs mit Dänemark, kommt zur Berathung. Zunächſt 
ſpricht für dieſelbe Abg. Goldtammer, welcher bemerkt, daß die 
National-Verſammlung zu Frankfurt bereits im vorigen Jahre die 
Berückſichtigung ähnlicher Petitionen der Centralgewalt empfohlen 
habe; der Redner will dieſen Weg verfolgt wiſſen und iſt der Mei⸗ 
nung, daß, weil Preußen als Mandakar des deutſchen Bundes 
den Krieg gegen Dänemark geführt, es auch die Kriegskoſten von 
dem deulſchen Bunde einziehen werde. Es iſt hier die Gelegenheit 
gegeben, anszuſprechen, von wie großen Bedrängniſſen unſere Oſt⸗ 
jeeprovinzen heimgeſucht waren, und daß fie durch ächt Preußiſchen 
Patriotismus ihre Hingebung für Deutſchland bekundet haben. 

Miniſter von Schleinitz erklärt, die Regierung würde dem 
Antrage nicht beitreten können, ohne die Verlusts Beſtreitung pro 
rata zu übernehmen; große Verluſte haben z. B. Hamburg und 
und Bremen erlitten. Der Minifter glaubt, daß kein Bedürfniß 
vorliegt, dieſe Frage hier zu erörtern und zum Entſchluß zu brin⸗ 
gen; daß man vielmehr dem Kommiſſtonsantrage beipflichten könne. 
Der Redner bemerkt ferner, daß die Entſchädigung für weggenom⸗ 
mene Schiffe und deren Ladungen durch die Waffenſtillſtands-Kon⸗ 
vention vollkommen geſichert iſt. 

Eine Peliton, welche der Abg. Baumſtark eingereicht hat, 
betrifft den Inſertionszwang. Der Abg. Baumſtark nimmt für 
denfelben das Wort und führt den intefjanten Fall, daß ein Her⸗ 
ausgeber eines Blattes in Stralſund nicht die ihm von der dorti— 
gen Regierung zugeſchickte Anzeige betreffend die Einzeichnungen zur 
freiwilligen Anleihe hat aufnehmen dürfen, weil fein Blatt Anzei⸗ 
gen aufzunehmen keine Erlaubniß hätte. 

a Abg Tamnu weiſt darauf hin, daß ähnliche Verhältniſſe auch 
in anderen Städten der Lotterie beſtänden; tritt dem Verbeſſerungs⸗ 
Vorſchlage des Adg. Baumſtark bei: Ben 

IJuftizminiter glaubt nicht, daß die Verfaſſung mit rück⸗ 
wirkender Kraft Privatrechte aufheben könne, erklärt, dab die Re— 
gierung mit dem vorliegenden Gegenſtande ſich ſeit längerer Zeit 
beſchäftige. 

Der Präſident ſtellt zunächſt die Frage auf Tagesordnung, 
welche abgelehnt wird. Das Amendement des Abg. Baumſtark 
wird angenommen. Schluß der Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sitzung 
Freitag 10 Uhr. 
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22ſte Sitzung der Zweiten Kammer vom 26. Septbr. 
Präſident: Graf Schwerin. Eröffnung 125 Uhr. 


Am Miniſtertiſche: Graf von Brandenburg, v. Man⸗ 
teuffel, v. d. Heydt, v. Rabe. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen. 

Präſident läßt den revidirten Geſetzes⸗Vorſchlag, betreffend 
die a yon der Errichtung und Umformung der Bürgerwehr, 
verleſen. 

Präſident: Ich erſuche Diejenigen, welche den geleſenen 
Geſetzes⸗Vorſchlag annehmen, ſich zu erheben. (Geſchieht mit gro⸗ 
fer Majorität.) 

Der Geſetzesvorſchlag geht nun zur Erſten Kammer über. Es 
find verſchiedene Amendements zum Titel VIII. der Verfaſſung zu 
deſſen Diskuffton wir nun übergehen, eingereicht: 1) Vom Abg. 
Wegener (Lyck): Die hohe zweite Kammer wolle beſchließen, in 
dem Art. 98. ſtatt der Worte: „für jedes Jahr,“ zu fegen: für 
je 3 Jahre. 2) Vom Abg. Schröder (Lyck) dahin gehend: 
Das Zuſatz-Amendement des Abg. Schimmel an die Verfaſſungs⸗ 
Reviſtons⸗Kommiſſton zu verweiſen. 3) Vom Abg. Schöpplen⸗ 
berg zu Art. 98, dahin gehend: daß, wenn eine Einigung beider 
Kammern nicht ſtattgefunden hat, beide zur gemeinſchaftlichen Be⸗ 
rathung zuſammentreten, und die Nichtbewilligung der Steuern 
nur durch gemeinſchaftlichen Beſchluß beider Kammern ausgeſpro⸗ 
chen werden könne. 3) Vom Abg. Ohm als Unteramendement 


zu dem vom Abg. Urlichs, lautend: Die hohe Kammer wolle be⸗ 


ſchließen, im Art. 98 ſtatt 4 Monate, 6 Monate zu fegen. 

Präſident: Von der Kommiſſton iſt zunächſt der Vorſchlag 
gemacht, als Ueberſchrift des Titels VIII. ſtatt: „Von der Finanz⸗ 
Verwaltung zu ſetzen: „Von den Finanzen.“ 

Es verlangt Niemand das Wort hierüber und in der deshalb 
erfolgten Abſtimmung wird die Aenderung mit bedeutender Majo⸗ 
rität angenommen. 

Abg. Schimmel: Man könnte aus meinem Antrage ſchließen, 
als hätte ich die Abſicht, das Reſultat der gefirigen Abſtimmung 
zu ſchwächen. Das Recht, die Steuern zu bewilligen, iſt den Kam⸗ 
mern durch dieſe Abſtimmung unwiderruflich zuertheilt worden. Ich 
will durchaus nicht das Zweikammerſyſtem aufheben: Ich betrachte 
mein Amendement nur als Ausnahme von der Regel, die es nicht 
aufhebt. Es würde aber dadurch viel Zeit erſpart und durch drei⸗ 
malige Berathung die Gründlichkeit befördert werden. 

Abg. Urlichs: Ich gehe von denſelben Grundſätzen aus, als 
der geehrte Vorredner. Wie unſere Verfaſſung beide Kammern 
geſchaffen hat, müſſen wir auch dahin wirken, daß beide Kammern 
auch an den Finanz- Angelegenheiten, an den Steuerfragen gleich 
beiheiligt find. Die ganze Volksvertretung muß ihre Zuſtimmung 
zu den Steuern geben. Der Weg aber, den hierzu der Herr Vor⸗ 
redner angiebt, erzielt das nicht, denn er will für eine der allerwich⸗ 
tigſten Fragen das Zweikammerſyſtem alteriren. Sehr leicht kann 
es durch die Vereinigung beider Kammernzu wichtigen Abſtimmun⸗ 
gen dahin kommen, daß eine geringe Minorität der einen Kam⸗ 
mer durch eine vielleicht geringe Majorität jener Kammer unter- 
drückt wird, und das wollte man geeignete Abſtimmung, einen 
richtigen Ausdruck des Willens beider Kammern nennen? — 
Beide Kammern müſſen das Recht der Budget-eBwilligung ha⸗ 
ben. Wie dies am geeignetſten und mit möglichſter Vermeidung 
von Konflikten durchzuführen ſei, ſucht der Redner durch ſein 
Amendement für nachgewieſen darzuthun. Meine Herren! Sie 
haben geſtern einen Beſchluß von höchſter Wichtigkeit gefaßt. 
Ich wünſche der Waffe der Steuerverweigerung jene Schärfe zu 
nehmen, welche, wie ein Bann aus dem Vatican, die Unterthanen 
aller Pflichten gegen ihre Regenten enthebt. Daher bitte ich Sie 
meinem Amendement ihre Zuſtimmung zu geben. | 

Abg. v. Brauchitſch: Geſtatten Sie mir nur wenige Worte 
über das Schimmel ſche Amendement. Es iſt bereits von einigen 
Rednern hervorgehoben worden, daß der Vorſchlag dieſes Amen⸗ 
dements keine Abnormität ſei, ſondern daß ohnehin nach Art. 54. 
die Kammern bei Erledigung des Throns zuſammentreten müſſen. 
Wenn das Eine, hat man geſagt, keine Verletzung der konſti⸗ 
tutionellen Regierungsform ſei, ſo werde das andere ebenſo wenig 
eine ſolche Verletzung hervorruſen. Dieſem Raiſonnement kann 
ich mich nicht anſchließen. In dem Falle, daß in Art. 54. vorge⸗ 
ſehen iſt, beſteht, wenn die Kammern zuſammentreten keine 
Differenz irgend einer Art zwiſchen denſelben, hier ſoll eine ent⸗ 
ſtandene Meinungsverſchiedenheit in gemeinſamer Berathung be⸗ 
ſeitigt werden. Ob dadurch der gewünſchte Erfolg erreicht werde, 
ift ſehr zu bezweifeln. Beide Kammern würden in gemeinſchaftli⸗ 
cher Berathung nicht zu Berechtigung gelangen; die zweite Kammer 
würde die Ueberlegenheit ihrer Kopfzahl benutzen, um die Einwir⸗ 
kung der erſten zu paralyſiren. Ich ſehe mich trotz deſſen, was 
geſtern hier gegen die Anführung fremder Verfaſſungen geſagt wor⸗ 
den iſt, gezwungen, auf Norwegen hinzuweiſen. Dort iſt für 
dieſen Fall ein beſtimmter Modus der Abſtimmung feſtgeſetzt. 
Wenn ſie alſo das Amendement Schimmel annehmen, ſo müſſen 
fie wenigſtens eine derartige Beſtimmung darin aufnehmen. Ich 
trage daher darauf an, den Zuſatz-Antrag des Abg. Schimmel 
zu verwerfen, eventuell denſelben an die Kommiſſton für Revifton 
der Verfaſſung zurückzuverweiſen. 

In der Abſtimmung über die Amendements wird das des Abg. 
v. Patow, nach welchem, ſo lange zwiſchen beiden Kammern über 
das Budget keine Einigung ſtattgefunden, Vorkehrung für den un⸗ 
geſtörten Gang der Verwaltung zu treffen ſei, — verworfen. 

Die Abſtimmung über das Amendement Urlichs, alſo lau⸗ 
tend: Die Kammer wolle beſchließen, dem von der Kammer vorge⸗ 
ſchlagenen Zuſatz-Artikel zu §. 99. folgende Faſſung zu geben: 
„Wenn eine Kammer dem für die nächſte Etatsperiode entworfe⸗ 


nen Staatshaushalts⸗Etat ihre Zuſtimmung nicht ertheilt, ſo gilt 


der Etat des laufenden Jahres ſo lange, bis auch die andere Kam⸗ 
mer denſelben für nicht anwendbar erklärt. In dieſem Falle, ſo 
wie wenn die Feſtſtellung des Etats für die nächſte Etalsperlode 
über den Anfang derſelben ſich verzögern ſollte, bleibt der zuletzt 
vollzogene Etat bis zu der Feſtſtellung des neuen — jedoch höchſtens 
vier Monat — in Kraft, Die bis dahin in dem neuen Clatsjahr 
erhobenen Einnahmen und geleiſteten Ausgaben werden auf die Be⸗ 
willigung des neuen Etats angerechnet, war erst zwelfelhaft, daher 
Zählung erfolgte, welche 150 Stimmen für und 162 gegen den 
Antrag ergiebt, wonach er verworfen iſt— 
Auf den Antrag der Abgg. Keller und Anderer muß nament⸗ 
liche Abſtimmung erfolgen, weiche 154 Stimmen für und 156 ge⸗ 
gen das Amendement ergiebt, wonach das Amendement abermals 
verworfen iſt. 

Das Amendement Möcke, dahin gehend, daß wenn die Feſt⸗ 
fiellung des Etats durch Nichtübercinſtinmung der Kammern der: 


zögert wird, die Steuern forterhoben werden, bis eine Einigung 
derſelben erfolgt iſt, wird angenommen. 


Abg. Wegener vertheidigt fein Amendement, indem er her⸗ 
vorhebt, daß die jährliche Etatsperiode eine ununterbrochene Auf⸗ 
regung hervorbringe, welche Handel und Gewerbe ſtöre. Die Feſt— 
ſtellung eines Etats erfordere viel Zeit: man könne daher dem Mi⸗ 
niſterium wohl das Zutrauen ſchenken, ihm die Friſt von 3 Jahren 
zu verſtatten. Ferner würde durch dreijährige Verathung in den 
Kammern viel Zeit erſpart, und „Zeit ſei Geld.“ Er glaube, daß 
durch ſein Amendement die Ordnung im Staatshaushalt weſentlich 
gefördert werde. 

Abg. v. Beckerath: Es muß dem Lande darum zu thun 
ſein, daß die Prüfung des Etats mit voller Sachkenntniß geſchehe, 
es muß der Regierung daran gelegen ſein, daß die Ordnung in 
demſelben niemals eine Unterbrechung erleide. Eine dreijährige 
Finanzperiode wird weder den Zwecken der Volksvertretung, noch 
denen der Regierung entſprechen. Das Budget eines Jahres ſchließt 
ſich an das des andern an, nach drei Jahren ſind die Verhältniſſe 
gänzlich verändert, die Arbeit muß von vorn angefangen werden, 
die Streitigkeit und Ordnung in der Finanzverwaltung würde un⸗ 
möglich ſein. Der Einfluß der Volksvertretung endlich würde bei 
einer dreijährigen Periode ſehr geſchwächt werden. Sie haben durch 
die eben vorgenommene Abſtimmung ihren geſtrigen Beſchluß faſt 
illuſoriſch gemacht. Wenn Sie nun auch die Einwirkung der Kam⸗ 
mern alle drei Jahre eintreten laſſen, dann ſehe ich nicht ein, wel— 
ches praktiſche Reſultat das Recht der Steuerbewilligung noch ha— 
ben könne. Ich ſtimme gegen das Amendement Wegener. 

Nachdem der Berichterſtatter der Kommiſſion feine Uebereinſtim— 
mung mit den Motiven des Vorredners mit wenigen Worten aus— 
geſprochen hat, wird das Amendement Wegener zur Abſtimmung 
gebracht und von der Verſammlung verworfen, der Antrag der 
Kommiſſion zu Art. 98. hingegen mit großer Majorität angenom- 
men. Die Diskuſſion geht demnächſt über zu dem Amendement 
des Abgeordneten Keller zu Art. 98., alſo lautend: Bewilligungen 
zu Ausgaben dürfen nur auf den Antrag der Regierung und bis 

um Belaufe dieſes Antrages erfolgen. 

Abg. Keller: Das Recht der Steuerbewilligung iſt geſtern 
von uns den Kammern unbedingt beigelegt worden, unſere heutige 
Abſtimmung hat daran nichts geändert, ſofern wir die Volksver— 
tretung als eine einheitliche Gewalt im Staate betrachten, deren 
übereinſtimmendes Votum allein Geltung haben kann. Auch durch 
mein Amendement bleibt das Recht der Steuerbewilligung durchaus 
unberührt. Wir erkennen alle an, daß die Geſetzgebung zwar zwi⸗ 
ſchen der Krone und den Kammern getheilt iſt, die Vollziehung 
aber in der Regel ausſchließlich der erſtern zuſteht. Nun iſt aber 
Geldausgeben immer Vollziehung, und der Etat enthält für dieſe 
Vollziehung die Entſchlüſſe. Es iſt alſo eine Ausnahme, wenn 
auch eine vollkommen anerkannte, daß die Bewilligung der Kam— 
mern zur Feſtſtellung aller Ausgaben erforderlich if. Die Kam- 
mern halten die Hand über den Beutel des Staates, und wer dar⸗ 
aus ſchöpfen will, muß fie um Erlaubniß fragen. Innerhalb die- 
ſer Schranken, bei dieſem Veto müſſen ſie aber auch ſtrenge ſtehen 
bleiben, und ſie dürfen ſich nicht eine Initiative oder eine Mitwir⸗ 
kung bei andern Vollziehungs-Akten anmaßen, bloß deßwegen, 
weil dieſelben Geld koſten würden. Hier tritt vielmehr wieder die 
Regel ein, und die Kammern müſſen es erwarten, ob die Regie⸗ 
rung ſelbſtſtändig ſich zu der fraglichen Handlung entſchließt, und 
dann ſie um die Geldbewilligung angeht. 

Der Berichterſtatter erklärt, er könne nur beſtätigen, was 
der Abgeordnete Keller in ſeiner Rede ſchon erwähnt habe, daß 
nämlich die Majorität der Kommiſſion zwar die Motive des Herrn 
Abgeordneten gewürdigt, ſich aber dennoch aus den von dem Red⸗ 
ner ſelber angeführten Gründen dem Amendement nicht habe an— 
ſchließen wollen, beſonders da das Uebergangsſtadium, in dem wir 
uns befänden, noch nicht genügende Anhaltspunkte für die Veur- 
theilung der Zweckmäßigkeit dieſer Einrichtung geliefer habe. Bei 
der Abſtimmung über das Amendement bleibt die Entſcheidung zwei— 
felhaft, ſo daß die Stimmzählung vorgenommen werden muß, in 
welcher daſſelbe mit 164 gegen 133 Stimmen verworfen wird. Dem⸗ 
nächſt wird das Amendement Vodelſchwingh zur Diskuſſion geſtellt. 

Abg. v. Viebahn hält eine vier- oder ſechsmonatliche Fort⸗ 
dauer des Etats über das Etatsjahr hinaus für nöthig, weil die 
Kammern wahrſcheinlich im November zuſammentreten und das 
neue Budget gewöhnlich erſt im nächſten Februar oder März ſeſt⸗ 
geſtellt fein wird. 

Der Berichterſtatter erklärt den Antrag des Abg. v. Bo- 
delſchwingh für eine Verbeſſerung des Antrages der Kommiſſlon, 
bemerkt aber zu des Abg. v. Viebahn Behauptung, daß ja das 
Etatsjahr in feinem Anfang und Ende anders als bisher, etwa 
von Juli bis Juli, angelegt werden könne. In der darauf erfols 
genden Abſtimmung wird die Ueberdauer des Etatsjahres auf vier 
Monate feſigeſtellt, der Antrag des Abg. v. Bodelſchwingh mit gros 
ßer Majorität angenommen. Die Diskuſſion führt ſodann zur 
Berathung des Amendements Geßler. Es erhebt ſich eine Debatte 
über die Frage, ob daſſelbe nicht ſchon durch die Annahme des 
Möckeſchen Antrages beſeitigt ſei. An derſelben betheiligen ſich die 
Abgeordneten Geßler, Graf v. Arnim, v. Beckerath, Lenſing, 
Hrrrmann, v. Bodelſchwingh und der Referent. Als Reſultat 
derſelben ſtellt ſich die Anſicht heraus, daß das Amendement Geßler 
nur eine Abänderung der Faſſung des Art. 99. ſei, welche zur Ab⸗ 
ſtimmung kommen müſſe, wenn die Faſſung der Kommiſſion ver⸗ 
worfen würde. Dieſer Anſicht schließt ſich der Präſident an. Nach 
einigen Schlußworten des Referenten wird bei der demnächſt erfol— 

enden Abſtimmung Art. 99. angenommen. Schließlich kommt ein 
nachträglich geſteuter Antrag vom Adg. Sänger, den 2. Sag des 
Art. 100.: „Die befichende Steuergefeggebung wird einer Revi⸗ 
ſton unterworfen „unter die transitoriſchen Beſtimmungen zu vers 
weiſen, zur Drei er Antrag wird angenommen. Die 
Berathung des Titel r l. der Verfaſſung ift fomit beendet. Schluß 
der Sitzung 43 Uhr. e Sitzung: Freitag den 28ſten. 
46 ſte Sitzung der Erſten Kammer vom 28. September. 
Präſident: von Auerswald. Eröffnung Vormittags 104 Uhr. 

Am Miniſtertiſche: Graf von Brandenburg, v. Rabe, 
Simons, von Schleinitz. 

Nach einer Mittheilung des 
Juſtizrath Biſchof der Sitzung 
wohnen. 2 5 5 N 

Abg. v. Bernuth (Schriftführer) verlieſt die Interpellation 
des Abg. v. Ammon und Genoſſen, betreffend die Uebun sfahrt 
der Deutſchen Flotte nach dem Mittelländiſchen Meere. Dieſelbe 


Juſtizminiſters wird der Geheime 
als Regierungskommiſſarius bei⸗ 
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lautet: Die vielfach verbreitete Nachricht, daß die in der Weſer ſta⸗ 
tionirte Deutſche Flotte von der bisherigen proviſoriſchen Central⸗ 
gewalt den Befehl erhalten habe, ſich bis zum 15. Oktober c. ſegel⸗ 
fertig zu halten, und daß von einer Uebungsfahrt in das mittels 
ländiſche Meer, reſp. von einer Ueberwinterung in deſſen Häfen 
die Rede fei, erregt große Beunruhigung. Die Flotte bildet den 
kräftigen Keim einer Deutſchen Seemacht, welche in den Veſtre⸗ 
bungen für die einheitliche Geſtaltung des Vaterlandes als ein 
nothwendiges Mittel betrachtet wurde, die Ehre, die Würde, die 
Sicherheit und die Handelsintereſſen Deutſchlands zu ſchützen. Sie 
iſt erworben hauptſächlich aus den Matrikular⸗Beiträgen Deutſcher 
Staaten und großen Theiles Preußens, ſo wie aus den patrioti⸗ 
ſchen Gaben Deutſcher Vaterlandsfreunde. Oeſterteich hat dazu 
keine Matritulars Beiträge geliefert, ſich vielmehr auch in dieſem 
Punkte iſolirt und durch Berufung auf die eigene Seemacht zurück⸗ 
gezogen. Die neuerdings ſowohl von Oeſterteich, wie von der bis⸗ 
herigen proviſoriſchen Centralgewalt einem Deutſchen Bundesſtaate 
gegenüber eingenommene Stellung erregt dringend die Beſorgniß, 
daß, wenn die Entſendung der Flotte in die ſüdlichen Gewäſſer, 
wo ſich jetzt keine, ihrer eigentlichen Beſtimmung entsprechende 
Wirkſamkeit für ſie findet, zur Ausführung käme, nicht nur bei 
einem etwaigen Wiederausbruche der Feindſeligkeiten mit Däne 
mark die Nordküſten Deutſchlands ſchutzlos preisgegeben ſein wür⸗ 
den, — ſondern daß die Folge davon ſein könnte, die Flotte auf 
immer rechtswidrig ihren Eigenthümern zu entziehen und fie dem 
Dienſte Oeſterreichs zuzuwenden. Dieſe Veſorgniß muß um fo 
größer werden, wenn man berückſichtigt, daß die faktiſch beſtehende 
Centralgewalt, deren Träger ein Oeſterreichiſcher Erzherzog iſt, ſich 
beeilte, — nachdem Preußen ihr ſchon die fernere Anerkennung 
verfagt hatte, — die Mannſchaften der Flotte vereidigen zu laſſen, 
um ſie dadurch von ihrem einſeitigen Willen abhängig zu machen. 
Deutſchland und insbeſondere diejenigen ſeiner Staaten, welche — 
Preußen an der Spitze, — ihre Verbindlichkeit zur Gründung der 
Flotte redlich erfüllt haben, — ſind daher im höchſten Grade bei 
der Erhaltung derſelben betheiligt, und die Vertreter Preußens 
müſſen ſich für berechtigt und verpflichtet erachten, Aufklärung über 
den Grund der angeregten Beſorgniſſe und über die eventuell da— 
gegen zu ergreifenden Maßregeln zu verſchaffen. Sie werden ih— 
retſeits bereit ſein, die Königliche Regierung in ſolchen Maßregeln 
mit aller Kraft zu unterſtützen. Dieſes ſind die Gründe, welche 
mich veranlaſſen, an das Staats-Miniſterium folgende Fragen zu 
richten: 1) Welche Verhandlungen haben, ſeit der Centralgewalt 
die Anerkennung verſagt wurde, überhaupt ſtattgeſunden, um die 
Berechtigung Preußens an der Deutſchen Flotte vorſorglich ſicher 
zu ſtellen? 2) Welche Thatſachen ſind dem Staats-Miniſterium 
in Betreff des Befchles an die Flotte, ſich bis zum 15. Oktbr. d. J. 
ſegelfertig zu halten und in Betreff des Zweckes dieſer Maßregel 
bekannt? 3) In wiefern hat die Königliche Regierung den ihr ge— 
bührenden Anſprüchen gemäß an einer ſolchen Dispoſition Theil 
genommen? 4) Ob und welche Mittel das Staatsminiſterium an⸗ 
dernfalls ergriffen hat, oder zu ergreifen beabſichtiget, um mit grö— 
berer Energie jener Maßregel entgegenzutreten, 
Deutſchland bedrohlichen Folgen abzuwenden? 

Abg. v. Ammon: In der vierten Frage muß es heißen: „mit 
größter Energie“, nicht „mit größerer Energie“. Das Wort 
„größerer“ iſt nur durch einen Druckfehler in die Interpellation 
gekommen, welche keineswegs einen Vorwurf für die Regierung 
enthalten ſoll. 

Der Miniſter des Auswärtigen erklärt ſich bereit, ſo— 
gleich auf die Interpellation zu antworten. 

Abg. v. Ammon führt ſeine Interpellation näher aus. 

Der Miniſter des Auswärtigen: Die Begründung einer 
Deutſchen Reichs-Marine hat der Regierung ſtets am Herzen gele⸗ 
gen. Trotz der finanziellen Verhältniſſe hat ſie dennoch die Opfer 
nicht geſcheut, wo es die Erfüllung dieſes volksthümlichen Zweckes 
galt. Zur Flotte wurden außer den früher für die Marine beſtimm⸗ 
ten Geldern noch 900,000 Thaler verwendet. Zur Zeit liegt die 
Marine in der Weſer und ihre Leitung iſt noch in den Händen der 
von uns nicht mehr anerkannten proviſoriſchen Centralgewalt ge- 
blieben. Da die Regierung mit dieſer Autorität nicht in Unterhand⸗ 
lung treten konnte, ſo knüpfte ſie mit Hannover Verhandlungen 
an, welches ſeinerſeits mit der Centralgewalt unterhandelte. Dieſe 
Unterhandlungen ſind noch nicht zu Ende gediehen, und ich muß 
mich begnügen, zu ſagen, daß Hannover in dieſer Beziehung im 
Einverſtändniſſe mit Preußen und den übrigen Deutſchen Staaten 
handelt und für die Erhaltung der Flotte Sorge tragen wird. Bis 
jetzt hat die Regierung noch keine authentiſchen Nachrichten bekom— 
men, daß der Flotte befohlen ſei, ſich ſegelfertig zu halten. So 
viel aber ſteht feſt, daß die Flotte in der Weſer nicht überwintern 
kann. Sollten die Gerüchte, welche umlaufen, ſich beſtätigen, 
und ſollte man wirklich die angedeuteten Pläne verfolgen, ſo würde 
die Preußiſche Regierung darin eine tiefe Rechtsverletzung und einen 
entſchiedenen Treubruch ſehen Allerdings giebt die ſo ſchnelle Be— 
eidigung der Mannſchaft dieſen Gerüchten einen Anhaltepunkt, aber 
die Regierung kann nicht glauben, daß die proviſoriſche Centralge— 
walt ihre Stellung ſo weit verkennt, um einſeitig über Deutſches 
Gemeingut zu verfügen. Nichts deſtoweniger wird die Regierung 
dieſe Angelegenheit ſtets mit Wachſamkeit verfolgen und alle Mittel 
ergreifen, um die Rechte Preußens und der verbündeten Staaten 
zu wahren. 

Auf der Tagesordnung ſind verſchiedene nochmalige Abſtim— 
mungen. Ein Verbeſſerungs-Antrag des Abg. v. Bockum-Dolffs 
zu dem Berichte der Geſchäfts-Kommiſſton wird angenommen. 
Ebenſo wird die vom Central-Ausſchuſſe redigirte Faſſung der Art. 
32. bis 37. und Artikel 24. bis 31. der Verfaſſungs-Urkunde an⸗ 
genommen und zwar Art. 26. auf den Antrag des Abg. Trieſt 
mit Hinzufügung des Wortes „insbeſondere“ hinter dem Worte 
„regelt“. 

Abg. Walter (Berichterſtatter) verlieſt den Vericht der Kom— 
miſſion zur Erwägung der von der Staatsregierung über die Be— 
lagerungs-Zuſtände gemachten Vorlagen. Die Kammer tritt den 
Anträgen der Kommiſſton einſtimmig bei. 

Abg. du Vignau (Berichterſtatter) verlieſt den Bericht der 
Kommiſſion zur Erwägung des Antrages des Abg Hülsmann 
und Genoſſen, betreffend die Erhöhung der außerordentliden Un⸗ 
terſtützungen für die Elementarſchullehrer pro 1849 bis zu dem 
Betrage von 63,000 Rthlr. 

Ein Verbeſſerungsvorſchlag des Abg. v. Ammon wrrd unter⸗ 
ſtütt. Er lautet: Die Kammer wolle beſchließen: den Antrag der 
Kommiffion wie folgt zu faſſen: dem Königlichen Staatsminiſte⸗ 


und ihre für . 


rium die Vermehrung der zur Unterſtützung für dit Elementarſhu, 
lehrer pro 1849 aus allgemeinen Staatsfonds beſtimmten Su 
mindefiens bis auf die Höhe, welche in den Jahren 1846 und 

gewährt ward, dringend zu empfehlen. 1 

Abg. Brüggemann erklärt ſich mit dem Antrage der Ko 5 
miſſton einverſtanden; außer den Volksſchullehrern feien auch di 
Gymnaſtallehrer der Unterſtützung bedürftig. Die Unterſtützungen , 
die ihnen zu Theil geworden ſeien, wären ihnen wegen der final 
ziellen Lage des Staates in der letzten Zeit nicht zugefloſſen. Der 
Redner glaubt, daß wenn er auch keinen Antrag in dieſer Hinſicht 
Kelle, das Miniſterium doch Alles beitragen würde, um auch die 
Lage der Gymnaſtallehrer zu verbeſſern. 

Abg. Sägert: Wir werden in der nächſten Zeit über die Lage 
der Schullehrer des Weiteren berathen. Daß ſie der Unterſtützung 
bedürfen, kann nicht in Zweifel gezogen werden. Ich glaube, da 
man für jeden Thaler, mit dem man die Lehrer unterſtützt hätt, 
im vergangenen Jahre 10 Rihlr. an Verwendung für Pulver und 
Blei erſpart haben würde. 

Abg. du Vignau erklärt ſich dagegen, mit der Unterſtützung 
der Lehrer bis zur Berathung des Budgets zu warten, da dieſelbel 
bereits ſeit langer Zeit auf Erleichterung ihrer Lage harren. 

Der Verbeſſerungs-Antrag des Abgeordneten von Ammo 
wird angenommen. 

Abg. Wallach (Berichterſtatter) verlieſt den Bericht der Kom! 
miſſion zur Erwägung des Antrages des Abg. v Bodum-Dolfff: 

Der Abgeordnete von Bockum-Dolffs hat unter dem 14. 
April beantragt: Die Kammer wolle beſchließen: „Die Regierungen 
haben die Verwendungs-Nachweiſung der zur Beförderung d 
Gemeinde-Wegebaues ihnen überwieſenen Fonds alljährlich durch 
die Amtsblätter zu veröffentlichen.“ Die Kommiſſton ſtellt mit 
5 Stimmen gegen 2, den Antrag: Hohe Kammer wolle beſchließen! 
„den vorliegenden Antrag an den künftigen Central⸗Ausſchuß füt 
die Gemeinde- und Bezirks-Ordnung, Behufs der Erwägung abs 
zugeben, ob der Bezirks-Rath, bezüglich der Bezirks⸗Vertretung, 
fortan bei der Verwendung des zu Zuſchüſſen bei den Gemeinde 
Wegebauten beſtimmten Fonds zu konkurriren haben ſoll?“ 

Der Antrag der Kommiſſion wird mit überwiegender Major 
tät angenommen. ö 

Abg. Tamnau (Berichterſtatter) verlieſt den Bericht der Kom 
miſſion zur Prüfung der unterm 6. Januar d. J. erlaſſenen Ein! 
führungs-Ordre zur Allgemeinen Wechſelordnung für Deutſchland⸗ 

Die $$. 1. und 2. werden auf den Antrag der Kommiſſton 
unverändert angenommen. 

Ein Verbefferungs-Antrag des Abg. Cols mann zu 8. 3. 
findet genügende Unterſtützung. Er wünſcht, daß im §. 3. die 2 
amten, welche Proteſt aufnehmen können, namentlich aufgeführt 
werden. F. 3. wird, nach Ablehnung des Colsmann ' ſchen 7 
beſſerungsantrages unverändert angenommen. Eben ſo wird 8. 
angenommen. Der Bericht über F. 5. wird verleſen. Ein wer 
beſſerungs-Antrag des Abg. Diergardt, welcher den Feiern 
auch den Allerheiligen» Tag Hinzugefügt wiſſen will, und ein an i 
rer des Abg. v. Vernuth, welcher wünſcht, daß der Eingang de 
F. 5. lauten möge: Im Wechſel⸗Verkehr gelten als allgemeine 
Feiertage ꝛc., finden hinreichende Unterſtützung. 

Der Regierungs⸗Kommiſſarius: Läßt man es bei d 
Ausdrucke „allgemeine Feiertage“ bewenden, ohne dieſe zu u ’ 
fo werden diejenigen Tage als Feiertage gelten, in denen die Der 
hörden keine Geſchäfte beſorgen. Werden dagegen die Feiertage 
genannt und der Allerheiligentag, der Frohnleichnamstag hinzuge“ 
fügt, fo wird man zu der Inkonvenienz kommen, bei einer über? 
wiegend evangeliſchen Bevölkerung, z. V. in Berlin, an zwei Tagen 
den Verkehr unnöthig zu hemmen. Den Frohnleichnamstag nicht, 
wohl aber den Allerheiligentag zu nennen, würde einen Mangel an 
Konkordanz in der Geſetzgebung herbeiführen, da eine frühere Ka⸗ 
binets⸗Ordre den erſteren unter den Feiertagen nennt, den letztere 
aber wegläßt. 

Ueber F. 5. ſprechen noch die Abgeordneten Diergardt, 
Brüggemann, v. Bernuth, Bornemann und Carl. 

Abg. Milde erklärt ſich für Streichung des §. 5. 

Ein Verbeſſerungsantrag des Abg. Brüggemann, welche 
unter den Feiertagen ſtatt des Frohnleichnamstages den Allerheilit 
gentag genannt wiſſen will, findet genügende Unterſtützung. Nach 
Ablehnung der Anträge der Abgeordneten Brüggemann und 
v. Bernuth wird der §. 5. abgelehnt. §. 6. wird in der Faſſung 
der Kommiſſton angenommen, ebenſo §. 7., 8. und 9. 

Abg. Tamnau (Berichterſtatter) verlieſt den Bericht der Kom- 
miſſion über den Antrag des Abg. Kupfer und Genoſſen. 

Abg. Kupfer zieht den von ihm geſtellten Antrag zurück. Dit 
Kammer tritt dem zweiten Antrage der Kommiſſton bei. 

Schluß der Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sitzung: Montag 10 Uhr, 


23ſte Sitzung der zweiten Kammer vom 28. September 
Präſident Graf Schwerin. (Eröffnung 124 Uhr.) 

Am Miniſtertiſche: v. Manteuffel, Simons. 

Der Juſtiz-Miniſter übergiebt eine Vorlage, bezüglich 
einer Abänderung des §. 41 des Weſtpreußiſchen Provinzialrechts, 
wegen Steuerpflichtigkeit der katholiſchen Pfarrer. 

Die Tagesordnung führt zur Verathung des Berichts del 
Kommiſſion für die deutſche Verfaſſungsangelegenheit über die unterm 
10ten c. der Kammer gemachten Vorlagen. 

In dem Bericht heißt es ſchließlich: 

Es iſt freilich ein befremdender Umſtand, daß der diesfeitigl 
Bevollmächtigte nicht für nöthig gehalten hat, die von ihm an den 
Entwurf vorgenommene Abänderung zur Kenntniß feiner Regierung 
zu bringen; es iſt allerdings eine bedauernswerthe Folge dieſer Un! 
terlaſſung, daß die von der Regierung den Kammern gemachte Vor 
lage von Wien aus eine Berichtigung erfuhr, allein der Regieru 
fällt bei dieſem Vorgange nichts zur Laſt; es muß vielmehr an 
kannt werden, daß ſie in ihren betreffenden Mittheilungen an 
Kammer offen und ohne Rückhalt verfahren hat. Der Unterſchil 
zwiſchen den beiden Entwürfen würde, auch wenn er der Kammel 
bei den Verhandlungen vom 6. und 7. d. M. bekannt geweſen wär 
weder die Anerkennung des freundſchaftlichen Verhaltens der Konig 
lichen Regierung gegenüber Oeſterreich vermindert, noch font auf 
das Ergebniß der Verhandlungen eingewirkt haben. Die letzter 
irgendwie zu erneuern, iſt um fo weniger Veranlaſſung vorhanden 
als die Kammer ſchon damals über das Projekt einer Union mi 
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Oeſterreich, weil daſſelbe zu einem praktiſchen Erfolg nicht geführt 


hat, ohne nähere Erörterung binwegging. iefer 
Die Kommiſſton befindet ſich daher nicht in der Lage, mit 1 
(Fortſetzung in der Beilage 


AR 9299, 


— „ einen Antrag an die Hohe Kammer zu ver⸗ 


BERN... 85 Beckerrath: Ihre Kommiſſton hat keine Ver⸗ 
zu — abt, mit dieſer ihrer Berichterſtaltung einen Antrag 
SA in der Ich habe daher nur eine kurze Vemerkung über eine 
1 em ron Herrn v. Kanitz an den Miniſter des Auswär⸗ 

Per eim 7. September c. gerichteten Schreiben zu machen 
gemeinf verlieſt dieſelbe). Es iſt jedenfalls bedauerlich, daß ſich die 

ame innere Verwaltung Deutſchlands in der Hand einer 


lande befinder, welche von den beiden Großmächten nicht aner 


welche „Beil an der Flotte haben. Würtemberg iſt von den Staaten, 
welche em engeren Bündniſſe nicht beigetreten find, der einzige, 
wie geſazur Errichtung derſelben beigeſteuert hat. Ich will daher, 
x mat, keinen Antrag ſtellen. Ich bitte nur darum, Akt davon 
reichiſ, nen, daß die Centralgewalt ſchon im Mai c von der Oeſter⸗ 
en Regierung rechtlich nicht mehr anerkannt wurde. 
Gem däſident: Da kein weiterer Redner über den eben befpro- 
ten egenſtand das Wort verlangt, ſo gehen wir zu dem zwei— 
der Vibenſtande der Tagesordnung, der Berathung des Titel VI. 
auſaſſung über. 
kunde erichterſtatter: In dem Titel VI. der Verfaſſungsur⸗ 
gen nat die Kommiſſion ſich nur zu zwei Abänderungsvorſchlä— 
der ranlaßt gefehen, die Erſte Kammer aber zu 7 Artikeln Aen⸗ 
babenden beſchloſſen. Ueberſchrift des Titels und Art. 85. haben 
ſton; aber weder in der Erſten Kammer, noch in Ihrer Kommiſ⸗ 
Namen Aenderungen Anlaß gegeben, und ich beantrage daher im 
? der Kommiſſton deren Annahme. 
erklärt aſldent: Da ſich kein Widerſpruch dagegen erhebt, fo 
ſung für die Ueberſchrift des Tit. VI. und Art. 85. der Verfaſ— 
Lamm r angenommen. Art. 86. wird nach der Faſſung der erſten 
87. * angenommen. Die Diskuſſion beginnt alſo über Art. 
be wenigen Worten des Referenten. 
ter / 0 g. von Görtz ftellt den Antrag zu 87., ſtatt „Staatsäms 
ſetzen „öffentliche Aemter“, und motivirt denſelben damit, 


daß 
vetanla a Korporationsämter Kolliſionen mit dem Richteramte 


* n können. 
der erſte Jufiz⸗Miniſter: Es hat ſich die Frage erhoben, ob 
dadurch Satz von Art. 87. ſich nur auf die Zukunft beziehe oder 


dem Nia Allgemeinen die Verbindung von Staatsämtern mit 
i * 


iſt da amte geſetzlich aufgehoben fei. Im Verwaltungswege 
füge, „u, te angenommen worden, nach dem allgemeinen Grund⸗ 
alſo d aß ein Geſetz keine rückwirkende Kraft habe. Wenn Sie 


feige ſer örtchen „fortan“ annehmen, fo wird jeder Zweifel bes 
des Wealident bringt das Amendement des Abg. Görtz: ſtatt 
ter“ en „Staatsämter“ in den Art. 87. „öffentliche Aem⸗ 
Vorschlag Sa Abſtimmung, die es verwirft, worauf der 
den ger ien Fan, angenommen wird. Zu den Arti⸗ 
Kammer, n lenderungen weder von der s 
90. en Wed der Gaben gemacht, weshalb zu 3 
Der Berichterſtatter be 
ſclag ſich nur auf desfehige i 90 Aenderungs-Wor- 
aus §. 87. des Verfaffungs- Entwurfes der Nati ezieht, was noch 
in die Verfaſſungs⸗Urkunde gekommen ift, ; 7 tenalverſammlung 
bin gehört, da anderweit in Beziehung da llt aber nicht mehr da⸗ 
getreten. Der Beſchluß der Erſten hai ſchon Erfüllung ein» 
und angenommen. mer wird daher empfohlen 
Präſident: Zu dem Artikel 91, if Abg. Reich en⸗ 
perger das Amendement ein 45 Der Artikel 91. IR zu 
reichen. Es wird unterſtützt. N e 03 
Miniſter v. Schleinitz iſt eingetreten. 
ein Abg. Reichenſperger: Welche Intereſſen ſprechen denn für 
ei e Einheit der höheren Gerichtshöfe? — Eine äußere Einheit, 
ne Einheit in der Form wird wenig frommen, wenn die innerliche 
gubeit fehlt. Aendere man nur nicht aus nur formellen Gründen. 
fat aber ein materieller Grund in den Koſten vor, fo möchte der- 
roco ſehr geringfügig fein, gegenüber der Wichtigkeit der bez 
ſchen men Aenderung. Ueberdies werden die Koſten der Rheini⸗ 
ohne Juſtiz durch eine beſondere Juſtizſteuer aufgebracht, aber auch 
gelegen richt auf fie dürften die Koſten in einer fo wichtigen An- 
uch undeit in einem großen Staate, wie Preußen, nicht fehr erheb⸗ 
fig Ag maaßgebend ſein. Die Rheiniſche Gerichtsform wurde häu— 
ten unß danzöſiſche Inſtitution angegriffen; fie hat ſich aber erhal⸗ 
ihre vo achahmung gefunden. Dennoch erkenne ich noch nicht 
icherſtellung an, und ich erſuche daher, mein Amende— 


N . 2 4 
Grund 9. Wentzel: Wichtig für den Artikel erſcheint mir der 
eil die Einheit des Rechtes im Staate auch eine äußere 
gewiß es 19 finde, die jedenfalls anzuerkennen ift, und man wird 


die eint notachten, daß in dem vereinigten oberſten Gerichtshof in 
Recktes kuthellung nur Richter hineinkommen, die des Rheiniſchen 
der Eintundig find. Wenn nun der Vorſchlag gemacht iſt, mit 


1 “ 
ſchiede a deg oberſten Gerichtshofes zu warten, bis alle Unter⸗ 
ich, daß d eſetz und in der Gerichtsform gefallen find, fo glaube 
Ich empfehl Ausgleichung durch die Einheit nur befördert wird. 
N in daher die Annahme des Artikels. N 
iſt eingege ident: Folgendes Amendement des Abg. Hartmann 
bar befieh "gen: 1) Es wird in Preußen nur ein oberſter Gtrichte- 
Men zu en. 2) Die noch beſtehenden beiden oberſten Gerichtshöfe 
einzigen erhoben werden. Die Organiſation deſ⸗ 
! durch ein beſonderes Geſetz, findet Unterſtützung. 
de bauſtizminiſter: Schon bei Art. 46. der Verfaſſungs⸗ 
Civil gung piefe in Bezug auf Anklage eines Miniſters ſich für 
ſchen Gand Ker böchſten Gerichtshöfe ausgeſprochen. Auch hat in 
denheiterſtegebuminalſachen zwiſchen der rheinischen und alıländi- 
als in finden g ſchon viel Annäherung ſtatigefunden. Verſchie⸗ 
trag zu x rage zwar noch, doch mehr im materiellen Recht, 
ſclor dunner genlerm; auch in jener Beziehung ift ſchon der An⸗ 
darin beiſſt Wenn ſamen Gefeggebung gemag, d. de Die Wech⸗ 
einigung dime, dan ich nun auch noch dem bg. Neichenſperger 
Voriheile er bers die Koſten fein erheblicher Grund für die Ver⸗ 
0 8 der Verein Oerichthöfe ſind, ſo werden doch auch andere 
chen hervormigung, beſonders leichtere Entſcheidung in ſol⸗ 
rtreten, wo Gleichheit oder Annäherung im Ge⸗ 


Beilage zur Poſener Zeitung. 


ſetz und den Gerichtsformen ſchon vorliegen. Auch wird der oft ein⸗ 
getretenen Verlegenheit des Kaſſationshofes, in Bezug auf das Feh⸗ 
len von Richtern in der Vereinigung leichter abzuhelfen fein. Ich 
kann daher den Art. 91. nur zur Annahme empfehlen. 

Abg. Reichenſperger: Wenn die Gründe, welche der Herr 
Miniſter angeführt hat, mehr objecktiver als ſubjektiver Natur wä⸗ 
ren, ſo würde ich mein Amendement zurückziehen. Was die ma⸗ 
teriellen Gegengründe des Herrn Miniſters betrifft, daß nämlich 
ſchon eine gemeinſame Geſetzgebung angebahnt ſei, z. B. durch die 
allgemeine Wechſelordnung, fo meine ich, daß dies doch ein zu ſchwa⸗ 
cher Anfang ſein möchte. Daher kann ich mich für jetzt noch nicht 
der Anſicht anſchlietzen, daß ohne Gefahr für die rheiniſche Juſtiz 
die beiden Gerichtshöfe vereinigt werden können. f 

Abg. Hartmann will ſein Amendement nicht weiter verthei⸗ 
digen, da der Herr Juſtizminiſter ihn dieſer Mühe bereits enthoben 
habe. Bei der darauf erfolgenden Abſtimmung wird das Amende- 
ment Reichenſpercher verworfen, das Amendement Hartmann 
hingegen angenommen. f 

Abg. Wenzel: Ich erkläre mich gegen die Abänderung der 
erſten Kammer aus demſelben Grunde, aus welchem ſich der Vor— 
redner für dieſelbe erklärt, weil ſie nämlich der Regierung den Aus⸗ 
ſchluß der Oeffentlichkeit in allen möglichen Fällen geſtattet. Wozu 
wollen wir das allgemeine Prinzip der Oeffentlichkeit der Gerichte 
in der Verfaſſung niederlegen, wenn in jedem einzelnen Falle eine 
Ausnahme gemacht werden kann? Auch für das Disziplinarver⸗ 
fahren verlange ich die Oeffentlichkeit, aber auch in allen anderen 
Fällen kann die allgemeine Ausdehnung der Oeffentlichkeit wünſchens⸗ 
werth fein. 

Der Juſtizminiſter: Der erſte Satz des Art. 92. hat un⸗ 
zweifelhaft den Grundſatz der Oeffentlichkeit ausgeſprochen. Es 
fragt ſich nun, in wie weit der zweite Abſatz die nothwendigen Aus— 
nahmen zweckmäßig beſtimmt, oder ob die vorliegenden Amende— 
ments dem Zwecke befler entſprechen. Es iſt das Vedenken erhoben 
worden, daß man unter Civilſachen auch die Disziplinarſachen 
verſtehen könne. Man hat in der That in der Rheinprovinz in 
mancher Beziehung die Disziplinarſachen zu den Civilſachen gerech— 
net, auch in der Verordnung vom 10. Juli iſt dies in Bezug auf 
die Oeffentlichkeit geſchehen. 

Die Bedenken aber, welche gegen den Mißbrauch des Rechtes, 
die Oeffentlichkeit auszuſchließen, vorgebracht worden ſind, ſcheinen 
mir dadurch befeitigt, daß ein die Oeffentlichkeit ausſchließendes Ge= 
ſetz nur durch Zuſammenwirken der drei geſetzgebenden Faktoren 
der Staatsgewalt zu Stande kommen kann. f 

Die Frage ob Artikel 92. nach der Faſſung der Erflen Kam- 
mer angenommen werden ſoll, bleibt beim Aufſtehen zweifelhaft, fo 
daß die Stimmzählung vorgenommen werden muß, welche ergiebt: 
152 für, 127 gegen. 

Die Berathung geht über zu Artikel 93. 

Amendements find geſtellt: von Wenzel: Den Worten: „und 
bei Preßvergehen“ zu ſubſtituiren: „und bei allen Preßvergehen, 
die das Geſetz nicht ausdrücklich ausnimmt“, von Breithaupt 
(Wittſtock): daß hinter „Preßvergehen“ folgender Zuſatz einzu⸗ 
ſchalten: „ſoweit nicht für die letzteren durch das Geſetz Ausnahmen 
feſigeſetzt werden“, und ein Unter-Amendements von Broider: 


in den vorſtehenden Amendements zu fegen: „und bei allen Preß⸗ 
vergehen, welche das Geſetz nicht ausdrücklich wegen Geringfügig⸗ 


it der Strafe ausnimmt.“ * 
3 er Berimteratter iſt mit ſämmtlichen Amendementsſtel- 


lern dahin einig, daß ein Unterſchied zwiſchen mehr oder weniger 
ſchweren Preßvergehen zu machen ſei, findet aber in keinem der 
Amendements eine befriedigende Gränzbeſtimmung und empfiehlt 
daher die Annahme des Art. 93. der Verfaſſungsurkunde. 

Der Antrag der Erſten Kammer wird bei demnächſt erfolgen— 
der Abſtimmung verworfen, das Amendement Breithaupt ebenfalls. 
Dagegen wird das Amendement Broicher und der Zuſatzantrag der 
Erſten Kammer angenommen. 

Die Berathung geht zu Art. 95. öber. 

Miniſter des Innern: Seit längerer Zeit ſchon iſt die 
Trennung der Jufliz don der Verwaltung ausgeführt; um aber 
Ueberſchreitungen von einer und der andern Seite zu verhüten, iſt 
es nöthig, die beiderſeitigen Gebiete möglichſt genau zu begränzen. 
Das geſchieht durch Art. 94. Nun bringt aber Art. 95. Beſtim⸗ 
mungen, die jenen Zweck flören und zwar zu großem Nachtheile der 
Verwaltung. Ueber das ganze Verhältniß ift eine ſpezielle Feſt⸗ 
ſtellung nöthig, daher die Erſte Kammer Recht hat, auf ein Geſetz 
in dieſer Beziehung hinzudeuten. Der Art. 95. ſcheint nicht in die 
Verfaſſung zu gehören, denn er iſt nur eine Negation, und ich er⸗ 
laube mir daher, den Vorſchlag der Erſten Kammer zur Annahme 
zu empfehlen. 8 

Abg. v. Beckedorf: Fragen wir uns, was der Art. 95. be⸗ 
ſagt, fo werden wir finden, daß es ſich nicht darum handelt, wegen 
Vergehen gegen beſtimmte Strafgeſetze oder wegen Zuwiderhandelns 
gegen Verfügungen auf Grund eines ſpeziellen Rechtstitels einen 
Beamten gerichtlich zu belangen, ſondern nur darum, ob, wenn 
Jemand behauptet, daß er durch Ausübung irgend einer Pflicht 
eines Beamten benachtheiligt ſei, ihm dann, ohne an die vorgeſetzte 
Behörde zu gehen, ſogleich der Rechtsweg offen fliehen fol? — Ich 
bin der Meinung, daß in allen ſolchen Fällen es den Gerichten 
nicht geſtattet ſein kann, ohne Weiteres zu verfahren. Dennoch 
wird es erforderlich fein, der öffentlichen Meinung Genüge zu leis 
ſten. Meines Erachtens haben im Allgemeinen die vorgeſetzten 
Behörden allein zu entſcheiden, ob ein Untergebener feine Vefug— 
niſſe überſchritten oder nicht. Es kommt nur darauf an, die Aus— 
nahmen ſeſtzuſtellen. Die Verweiſung der Erſten Kammer auf ein 
künftiges Geſetz genügt mir in dieſer Beziehung nicht, indem ich 
ein unparteiiſches Organ, eine Art Schiedsgericht feſtgeſtellt wiſſen 
möchte, welches zu prüfen hat, ob eine vermeintliche Amtsüberſchrei⸗ 
tung eines Beamten vor Gericht verfolgt werden darf oder nicht. 

Ein Antrag auf Vertagung der Debatte wird angenommen. 

Abg. Graf v. Arnim (perſönliche Bemerkung): Der Vor⸗ 
redner hat in der Einleitung ſeiner Rede Worte erwähnt, die ich 
nicht auf mich beziehen würde, wenn ich Aehnliches von einem an⸗ 
deren Redner gehört hätte, indem mir durchaus nicht bekannt iſt, 
daß ich erwähnt hätte, es möge von dieſer Tribüne nicht von Pie⸗ 
tät gegen den König und von Conſtitutionalismus geſprochen wer⸗ 
den. Wenn die Worte des Redners mich betreffen ſollten, fo will 
ich die Stelle aus dem ſtenographiſchen Berichte vorleſen. (Red⸗ 
ner lieſt diefelbe.) Ich muß daher der Meinung fein, daß der Hr. 
Redner ſich geirrt habe, und kann um ſo weniger mich durch die 
Worte deſſelben getroffen fühlen, als derſelbe von einer parlamen⸗ 


Dienſtag den 2. Oktober. 


tariſchen Meiſterſchaft geſprochen, die ich nicht in Anſpruch nehmen 
zu dürfen glaube. 

Präſident theilt mit, daß in der nächſten Sitzung auf der 
Tages⸗Ordnung fichen wird: Fortſetzung der heutigen Debatte, 
eine Interpellation über die Deutſche Frage, Bericht der Petitions⸗ 
Kommiſſion. Schluß der Sitzung 43 Uhr. Nächſte Sitzung: 
Sonnabend 10 Uhr. 


Locales ꝛc. 


Poſen, den 30. Sept. Geſtern Abend zwiſchen 10 und 11 
Uhr ereignete ſich hier in der Friedrichsſtraße ein ſehr bedauerlicher 
Vorfall. Zwei Soldaten vom 8. Leibregiment erlaubten ſich gegen 
eine von ihrem Mann und einem andern Civiliſten begleitete Ehe⸗ 
frau grobe Ungebührlichkeiten. Der Ehemann verweiſt ihnen dies 
in harten Ausdrücken, worauf die Soldaten auf ihn losſchlagen 
und ihn nöthigen, ſich durch einen Kaufladen zu flüchten. Wäh⸗ 
rend der Kaufmann aufs Gröbſte inſultirt wird, weil er den Civi⸗ 
liſten habe entwiſchen laſſen, kommt ein Offizier vom 5. Inf.-Reg. 
des Weges, fordert die Soldaten auf, die nächtliche Ruhe nicht zu 
ſtören und ſich in ihre Quartiere zu verfügen. Sie gehorchen nicht. 
Er ſagt: „Ich bin Offizier und werde Euch arretiren laſſen.“ Er 
fordert hierauf einen neben ihm ſtehenden Hautboiſten auf, den 
einen Excedenten zu arretiren. Dieſer antwortet, er werde nicht 
Folge leiſten, denn der Hautboiſt ſei nicht vorſchriftsmäßig geklei⸗ 
det, er habe kein Seitengewehr. Der Offizier giebt ſich durch feine 
Uniform deutlich als ſolchen zu erkennen und ſagt: „Dann werde 
ich ihn auf die Hauptwache bringen.“ Jener weigert ſich und ta⸗ 
delt laut und öffentlich die Anrede des Dffiziers in der dritten Per⸗ 
ſon; er ſei kein Er, ſondern er müſſe Ste genannt werden. Da nun 
auch auf die nochmalige Aufforderung wiederum der Gehorſam 
verweigert wird, bedroht der Offizier mit feiner Waffe den Exce⸗ 
denten, Gehorfam verlangend. Dieſer wird indeß nicht nur hart⸗ 
näckig verweigert, ſondern auch thätlicher Widerſtand entgegenge⸗ 
ſetzt, worauf der Offizier ſich genöthigt ſieht von ſeiner Waffe Ge⸗ 
brauch zu machen. Von einem Hiebe verletzt, ſtürzt der Soldat zu 
Boden. Sein Begleiter verläßt ihn nicht, fordert ihn vielmehr 
auf, mit ihm heimzukehren; er ſpringt indeß auf, dringt mit einem 
Steine bewaffnet auf den Oſſtzier ein und verſetzt ihm einen ſtar⸗ 
ken Schlag, daß er ebenfalls zu Boden ſtürzt. Durch hinzukom⸗ 
mende andere Offiziere werden beide Soldaten verhaftet, und die 
Verwundeten in das Lazareth gebracht. Die Verletzung des Sol⸗ 
daten ſtellt ſich als ungefährlich heraus, während der Offizier 
ſchwer darnieder liegt. 

* Poſen, den 1. Oktober. Zum richtigen Verſtändniß des 
in No. 228. d. Z. enthaltenen Berichts über die Stadtverordneten⸗ 
Sitzung vom 28. Sept. dürfte folgende Ergänzung erforderlich fein: 
Der Vorſitzende, Prof. Müller, ſtellte den Antrag: die Ver⸗ 
ſammlung wolle im Verein mit dem Magiſtrat eine das Einquar⸗ 
tierungsweſen betreffende Petition an die Kammern richten. Der 
Antragſteller ging von dem Grundſatz aus, daß die Unterbringung 
der Truppen ihrer Natur nach eine allgemeine Staatslaſt 
ſei, und daher aus den allgemeinen Mitteln des Staatshaushaltes 
beſchafft werden müſſe; als Naturallaſt des Grundbeſitzthums könne 
fie nur aus beſondern militairiſchen Rückſichten eintreten, dann 
aber habe der Staat unzweifelhaft die Verpflichtung, die Belafte- 
ten vollſtändig zu entſchädigen. Die bisherige Entſchädigung ſtehe 
nicht in einem richtigen Verhältniſſe zu dem wirklichen Werthe der 
Leiſtung und bilde höchſtens den vierten Theil des wahren Aequi⸗ 
valents, wie das aus den bedeutenden Zuſchüſſen bervorgehe, welche 
diejenigen Grundbeſitzer, die ihre Einquartierung ausmiethen, zah⸗ 
len müßten. Die Einquartierungslaſt ſei eben fo eine allgemeine 
Landeslaſt, wie die übrigen öffentlichen Abgaben, und folglich müß⸗ 
ten in einem konſtitutionellen Staate, deſſen Hauptweſenheit in 
einer gerechten Vertheilung der Abgaben beſtehe, alle Staatsange⸗ 
hörigen zu derſelben herangezogen werden. In einem conſtitutio⸗ 
nellen Staate werde das Jahres-Budget von den Kammern feſtge⸗ 
ſtellt, und zwar nicht bloß nach ſeinem ganzen Umfange, ſondern 
auch in der Specialität der Beſtandtheile, und ſonach wiſſe jeder 
Staatsangehörige genau, zu welcher Abgabenleiſtung an den Staat 
er verpflichtet ſei. Das gegenwärtige Einquartierungs-Syſtem 
belege aber eine einzelne Einwohnerklaſſe, namentlich die Hausbes 
figer in den größeren Städten mit einer, aller Controlle ſich ent⸗ 
ziehenden, außerordentlichen Laſt, die unter Umſtänden und wenn 
beſondere militairiſche Rückſichten obwalteten, eine in der That un⸗ 
erträgliche Höhe erreichen könnte. Der Antragſteller proteſtirte 
jedoch dagegen, daß, wie früher einmal projectirt worden, die Ein⸗ 
quartierungslaſt auf alle ſtädtiſchen Einwohner repartirt 
werde, indem dies auch wieder zu einer Prägravirung einer einzel⸗ 
nen Klaſſe von Staatsangehörigen führe. Die Einquartierung 
müſſe von der Geſammtheit aller Staatsangehörigen getragen wer⸗ 
den, und demnach jeder Quartiergeber für ſeine Leiſtung aus 
öffentlichen Staatsmitteln vollſtändig, d. h. dem wirklichen Werthe 
ſeiner Leiſtung entſprechend entſchädigt werden. 

Wenn ferner des abgeſchloſſenen Kontrakts mit Herrn Adolph 
Aſch erwähnt wird, ſo iſt dabei vergeſſen worden, daß dieſer Kon⸗ 
trakt die Oellieferung für das nächſte Jahr betrifft. — Endlich 
hat der Stadtverordnete Herr Freud enreich nicht, wie berichtet 
wird, einen Antrag auf Vermehrung des ſtädtiſchen Düngers 
geſtellt, ſondern einen Antrag auf „beſſere Verwerthung“ des 
ſtädtiſchen Düngers. : 

Bromberg, den 28. Sept. Vor Kurzem iſt es hier dem 
Gendarmen Schwarz, der einen Theil der um Bromberg belege⸗ 
nen Ortſchaften zu inſpiciren hat, gelungen, in dem 2 Meilen von 
hier an der Netze belegenen Dorfe Stefin einer Falſchmünzerbande 
auf die Spur zu kommen und dieſelbe gefänglich einzuziehen. Sei 
längerer Zeit nämlich curſirte hier falſches Geld, beſonders falſche 
Zweithaler⸗ und Achtgroſchenſtücke, und namentlich ging es damit 
einigen Eiſenbahnarbeitern, die auf der Strecke zwichen bier und 
Nakel beſchäftigt waren, ſchlecht. Sie beſaßen ſalſches Geld, ohne 
zu wiſſen, woher ſie es erhalten hatten, und wurden damit zurück⸗ 
gewieſen. Jetzt wurden dieſe Leute aufmerkſam und fanden, daß 
fie es namentlich von Bewohnern des Dorfes Sleſin erhielten, von 
denen ihnen einige namentlich bekannt waren. Dies brachten fie 
bei dem hieſigen Landrathsamte zur Anzeige, und der Gensdarm 
Schwarz ward zur Ausmittelung der ſaubern Gefellfhatt abgeſchickt. 
Dieſem gelang es nicht nur, die Folſchmünzer ſelbſt in der Perſon 
des Beſigers Stehl, Scholz und Bohm aus Sleſin zu ermit⸗ 
teln und zu arretiren, ſondern er machte auch die von denſelben be⸗ 


nutzten Platten ausfindig. Einer der Falſchmünzer, der ebenfalls- 
zu dieſer Geſellſchaft gehörte, hatte ſich der Arretirung durch die 


Flucht entzogen, wurde aber ſpäter in Wirſitz ergriffen. Leider 
ſcheint einer der bei dem Bau der Oſtbahn angeſtellten Inſpektoren 
dieſer Bande bei Ausgabe des Geldes behülflich gewefen zu ſeyn; 
wenigſtens iſt derſelbe gefänglich eingezogen. Wie man hört, foll 
er jedoch auch ſchon in Berlin, wo er früher gelebt hat, wegen Be⸗ 
trugs ſteckbrieflich verfolgt geweſen ſein, ohne daß man ſeiner bis 
jetzt hätte habhaft werden können. Seine Nebengeſchäfte müſſen 
offenbar ganz einträglich geweſen ſeyn, da er Pferde und Wagen, 
Doppelgewehre und dergl. beſaß, was ſich wenigſtens die andern 
Inſpektoren von ihrem Gehalte nicht anſchaffen können. 

R Aus dem Schildberger Kreiſe, den 27. Sept. Das Lynch⸗ 
Geſetz taucht in unſerer Gegend auf. Nachdem zu Ende des ver⸗ 
gangenen Monats ſehr lange eine unbeſtändige Witterung geweſen 
war, faßte der Bauer Mich. Jän ſch zu Naumannsdorf den Ent⸗ 
ſchluß, den 2ten d. M., welches ein Sonntag war, fein Getreide, 
welches ſchon fehr lange gelegen und auch ſchon etwas gelitten hatte, 
einzubringen. Da fielen 8 katholiſche Bauern, welche ein übelbe- 
rüchtigtes Subject führte, über ihren evangeliſchen Miteinwohner 
und ſein ſchwangeres Weib her und mißhandelten ſie dergeſtalt, daß 
fie kaum mit dem Leben davon kam, der Mann aber bis zum heu⸗ 
tigen Tage darnieder liegt und ganz unkenntlich iſt. 


Theater. g 

Nachdem am letzten Sonntag die Adam'ſche Oper: „Der 
Brauer von Preſton“ bis auf einige ſchleppende Längen und Un⸗ 
ſicherheiten des Chors im J. Akt, im Allgemeinen vortrefflich dar⸗ 
geſtellt worden und die ungetheilteſte Anerkennung beim Publikum 
gefunden, ſteht uns am Dienſtag die erſte Darſtellung des Herrn 
Profeſſor Winter bevor, von der wir für Kunſtfreunde, ſo wie 
für Jeden, der ſich eine heitere Stunde verſchaffen will, einen ge— 
nußreichen Abend prophezeihen können. Herr Winter unterſchei⸗ 
det ſich von allen übrigen Coryphäen auf dem Felde der Magie ſo 
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daß die allgemeine Anerkennung, die ihm überall zu Theil gewor⸗ 
den iſt, ſich hoffentlich auch auf Poſen übertragen und Herr 
Winter hier, wie überall ein freundliches Andenken zurücklaſſen 
wird. Jedenfalls gilt hier, wie überall, der Grundſaß: „Man 
muß ſehen, um ſich zu überzeugen!“ 0. 


[tr den hier folgenden Theil ist die Redaction nicht verantwortlich.] 
An dem heutigen Tage habe ich die verantwortliche Redaction 
dieſer Zeitung niedergelegt. 

Poſen, den 30. September 1849. C. Henſel. 


Von heute ab bin ich bei der Redaction der Poſener Zeitung 
in keiner Weiſe mehr betheiligt. 
Poſen, den 1. October 1849. Dr. N. Löwenthal. 
Berlin, den 29. September. 
Am heutigen Markt waren die Preiſe wie folgt: Weizen nach 
Qualität 50 — 56 Rilr. Roggen loco und ſchwimmend 25 — 27 
Rthlr., pr. Septbr/Okibr. 25 Rihlr. Br., 242 bez. u. G., Okibr / 
Novbr. dito, Novbr./Dezbr. 254 Rthlr. Br., pr. Frühjahr 27 a 
27 Rthlr. Br., 27 bez., 264 G. Gerſte, große loco 21 — 25 Rthlr., 
Hafer loco nach Qualität 14 16 Nthlr., pr. Frühjahr 48pfünd. 
16 Nthlr. Br., 50pfd. 17 Rthfr. Br. Rüböl loco 1477 u. 144 
Rihlr. bez., 143 Br., pr. Sepibr. dito, Septbr Oktober 148 u. 
14757 Kthlr. bez., 1477 Br., zuletzt 144 zu haben. Oktbr./Novbr. 
1477 Rthlr. bez. u. Br., Novbr / Dezbr. 14 Rthlr. bez. u. Br., 
Dezbr./ Jan. 14 Rihlr. Br., 137 G., Jan. Februar dito, Februar / 
März 135 Rthlr. Br., 134 G., März/April 132 Rihlr. Br., 138 
G., April/Mai 135 Rthlr. Br., 1312 u. 1 bez. Leinöl loco 12 
Rthlr. bez. u. Br., Lieferung pr. Sept. / Okt. — Dezbr. 114 Rthlr. 
Br., 114 G. Mobhnöl 15 Rihlr. Br., 143 bez. u. G. Hanfol 131 
Rihlr. Palmöl 124 Rthlr. Südſcethran 12 Rthlr. bez. u. Br. 
Spiritus loco ohne Faß 14 Rihlr. verk. u. Br., mit Faß 
pr. Septbr./Oktbr. 133 Rtlr. Br., 132 bez, 134 ©, Oktbr./ Nov. / 


Den 28. September 189. ff nne l. Sell. 
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Druck und Verlag von W. Decker T Comp. in Poſen. 


vortheilhaft und ſteht in ſeinen originellen Leiſtungen ſo einzig da, 
Stadt ⸗Theater in Poſen. 


Dienſtag den ten Oktober: Erſte große Vor- 
ſtellung des Herrn Ludwig Winter, Profeſſor 
und akademiſcher Künſtler der neueſten Phänomene 
der Egyptiſchen Magie, nach feiner Erfindung 
und nach einer ihm allein eigenen Darſtellungs⸗ 
weiſe, unter dem Titel: „Moderne Darſtellung 
ſcheinbarer Zauberei“, oder: „Die Wunder 
der Magie in humoriſtiſch poctiſchem Gewan⸗ 
de. — Vorher: Die weiblichen Drillinge; 
Liederſpiel in 1 Akt von C. v. Holtei. 


Edictal⸗Citation. 

In dem Hypothekenbuche des im Kreiſe Wre⸗ 
ſchen belegenen adeligen Guts Chwalibogowo 
ſtehen eingetragen: 

a) sub Rubr. III. No. 2. 950 Rthir. 6 Sgr. 
3 Pf. nebſt 5 pro Cent Zinſen, als der nach 
Löſchung von 1583 Nthlr. 3 Sgr. I Pf. den 
drei Geſchwiſtern v. Plonczynski, Jos 
hann, Wladislaus und Nepomucena 
zuſtehende, und für fie als Erben ex deer. 
vom 16ten Juli 1823 eingetragene Weberreft 
der urſprünglich auf den Antrag des Vorbe⸗ 
figers Andreas von Mielecki in den 
Protokollen vom 3ten Mai, Ilten Novem⸗ 
ber 1796 und 28ſten April 1797, ex deer. 
vom 29ſten Mai 1798 für die Erben der 
Antonina von Plonezynska, geborne 
v. Bogucka eingetragen geweſenen 2533 
Rthlr. 10 Sgr. 

b) sub Rubr. III. No. 4. — 188 Rthlr. nebſt 
5 pro Cent Zinſen, als den nach Löſchung 
von 812 Rthlr. denſelben drei Geſchwiſtern 
v. Plonezynski: Johann, Wladis- 
laus und Nepomucena zuſtehende, und 
für ſie als Erben ex decreto vom I6ten 
porn 1823 eingetragene Ueberteſt, der ur⸗ 

rünglich auf den Antrag des Vorbeſitzers 
Andreas v. Mielecki in den Protokollen 
vom 3. Mai, 17. November 1796 und 28ſten 
April 1797 ex deer. vom 29ſten Mai 1798 
für die Wittwe Francisca von Bogu⸗ 
cka geborne von Walknowska einge⸗ 
tragen geweſenen 1000 Rthlr. 

c) sub Rubr. III. No. S. ein Arreſt auf Höhe 
von 880 Rthlr. nebſt 5 pro Cent Zinſen feit 
dem 26ſten Februar 1829 für die Rendant 
Polleſche Erben, eingetragen ex decreto 
vom 5ten Juni 1835, welcher durch das 
rechtskräftige Erkenntniß des vormaligen Kö⸗ 
niglichen Landgerichts Gneſen vom 24ſten 

März 1835 für juſtificirt erachtet worden. 
jet r e Beſitzer des Eingangs ge— 
dachten Guts, Franz v. Zielonacki behauptet, 
daß ſämtliche drei vorbezeichnete Poſten getilgt find, 
will die Löſchung derſelben herbeiführen, kann in- 
deß weder eine beglaubte Quittung der unſtreitig 
letzten Inhaber derſelben vorzeigen, noch dieſe In⸗ 
haber, oder deren Erben dergeſtalt nachweiſen, 
daß dieſelben zur Quittungsleiftung aufgefordert 
werden ung, 

Auf feinen Antrag werden deshalb ſämmtliche 
drei Poſten hierdurch gerichtlich A und 
demgemäß die oben erwahnten Inhaber derſelben, 
ihre Erben, Ceſſionarien, oder die ſonſt ; A 
Rechte getreten find, aufgefordert, ihre Auſprüche 
an dieſelben bei uns ſpäteſtens in dem auf 

den 30ſten November c. Vormittags II ue 
in unſerm Inſtruktionszimmer vor dem Appella⸗ 
tionsgerichts⸗Referendarius Höfer anberaumten 
Termine zu melden, widrigenfalls ſie damit prä⸗ 
kludirt werden. 

Wreſchen, den 5. Juni 1849. 

Königl. Kreisgericht. 
Erſte Abtheilung. 


Decbr. 133 Rthlr. Br., 
Nothwendiger Verkauf. 

Das im Großherzogthum Poſen im Brom— 
berger Regierungsbezirk und deſſen Wongrowiecer 
Kreiſe belegene adelige Gut Schotten, land» 
ſchaftlich abgeſchätzt auf 122,989 Rihtr. 7 Sgr. 
11 Pf., zufolge der nebſt Hypothekenſchein und 
Bedingungen in der Regiſtratur einzuſehenden 
Taxe, ſoll 

am 16ten Januar 1850 Vormit⸗ 

tags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
4 Die dem Aufenthalte nach unbekannten Gläu⸗ 
iger: 

1) die Vincentia geb. v. Swinarska, und 
deren Ehemann Claudius von Szeza⸗ 
niecki, 

2) die Johanna verwittwete Blum geborne 
Lö wisſohn, 

werden hierzu öffentlich vorgeladen. 
Wongrowiec, den 16. Mai 1849, 
Königliches Kreisgericht. 
Erſte Abtheilung. 


Auktion. 
Mittwoch den Zten k. Mts. früh 9 Uhr 
werden im hieſigen Train⸗Depot (Magazinſtraße 
No. 7.) verſchiedene für den Königlichen Dienſt 
nicht mehr anwendbare Wagen, Geſchirre, Stall⸗ 
ſachen, Geräthe von Holz und Metall, altes Ei⸗ 
fen, auch wollene Decken, öffentlich meiflbietend 
gegen gleich baare Bezahlung verauktionirt. 
Poſen, den 28. September 1849. 
Königl. Train⸗Depot 5. Armee⸗Corps. 


Lotterie 

Die Ziehung der III. Klaſſe 100. Lotterie be⸗ 
ginnt am 9. October. Die Erneuerung der Looſe 
zu derſelben muß bei Verluſt des Anrechts bis 
zum 6. October geſchehen, worauf ich meine ge⸗ 
ehrten Spieler aufmerkſam zu machen nicht ver⸗ 
ehle. — Kauflooſe ſind vorräthig. 

Der Lotterie-Ober-Einnehmer Bielefeld. 


Ein Lehrling ſindet Unterkommen bei N 
oritz S. Auerbach, 
Comptoir: Dominikanerſtraße. 


Eine Erzieherin, welche bereits feit drei Jah⸗ 
ren mit günſtigem Erfolge Unterricht in Muſtk, 
Franzöſiſcher Sprache, Elementarwiſſenſchaften 
und weibl. Handarbeiten ertheilt hat, wünſcht un⸗ 
ter beſcheidenen Anſprüchen in einen ähnlichen Wir⸗ 
kungskreis zu treten. Adreſſen sub N. J. wer⸗ 
den fr. poste restante Buk erbeten. 


Allen unfern lieben Freunden und Bekannten 
bei unſerem Abgange nach Glogau ein herzli⸗ 
ches Lebewohl. 

Poſen, den 1. Oktober 1849. 

Die Familie Stockmar. 


Da ich alle meine Vedürfniſſe gleich baar bez 
zahle, ſo ſtehe ich für keine Zahlung ein, und 
weiſe jede Zahlung entſchieden zurück, wenn etwa 
ein Anderer, auch wer es ſei, auf meinen Namen 
etwas borgt. 

Der Apotheker Hoffmann zu Schrimm. 


Einem hochgeehrten Publikum zeige ich erge⸗ 
benſt an, daß ich das Geſchäft meines verſtorbenen 
Bruders Julius Bartz beute übernommen habe. 
Durch Vereiſung der vorzüglichſten Fabrikſlädte 
Deutſchlands bin ich in den Stand geſetzt, jeden 
Auftrag auf das ſchönſte und geſchmackvollſte aus⸗ 


zuführen und v ia zugt 
reelle ebenen Er ich zugleich prompte und 


Poſen, den 1. Oktober 1849. 
ugufl Bartz, 
Tuch⸗Appreteur und Dekateur. Kloſterſtr. No. 15. 


pr. Frühjahr 15 Rthlr. bez., Br. u. G. 
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Wein⸗Auktion. 
Donnerſtag den Aten Oktober Vormit⸗ 
tags von 10 Uhr ab, ſollen im Auktions-Lokal 
Friedrichs⸗Straße No. 30. eine Parthie guter 
Champagner in Parthicen à 5 und 10 Flaſchen, 
fo wie auch ſüßer Ungarwein öffentlich gegen haare 
Zahlung verſteigert werden. Anſchütz. 


Das Paketſchiff „Rhein“ wird den 6. Oktober, 
„Deutſchland“ = 26. Oktober, 
von Hamburg nach New-Pork expedirt. 
Ueberfahrtspreis incl. Kopfgeld nur 30 Ntlr. 
Nähere Aukunft ertheilt auf frankirte Anfragen 


der Haupt⸗Agent Nathan Charig 
in Poſen, Markt 90. 


Fortſetzung der außerordentlichen 
N General Berfonmniuug 
im Iſraclitiſchen Hand lungsdiener-Intitut 
Dienſtag den Aten Oktober Abends 7 Uhr. 
Das Comité. 


+@89090290090920000.00.00. 

Die Vorträge im Iſraelit. Handlungs⸗ 4 
diener⸗Inſtitute beginnen wiederum Dienſtag 

den 2ten Oktober c. Nachmittags 3 Uhr., 1 

N Das Comité. 8 
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Greifenberger RNein⸗Leinen, 
als Creas und gebleichte, fo wie Taſchentü— 
cher, mit 50 Rthlr. Prämie für jede erwie⸗ 
ſene Verfälſchung, werden vom unterzeich⸗ 
neten Vereine angefertigt. Zur beſſern 
Verbreitung dieſes Fabrikats gaben wir 
Herrn Eduard Vogt in Poſen 
(Wilhelmsſtraße No. 21.) ein kleines Sor⸗ 
timent in Commiſſion. Die Qualität davon 
wird jeden Kenner überzeugen, daß durch 
gewöhnliche Marktſchreierei das Publikum 
nicht etwa blos herbeigelockt werden ſoll. 
Der Verkauf geſchieht gegen baldige Zah⸗ 
lung zu billigen aber feſten, von uns ſelbſt 
auf jedem Stück Waare bemerkten Fabrik⸗ 
preiſen. * 

Es iſt hierdurch denen, die eine gediegene 
und reelle Leinwand wünſchen, Gelegenheit 
geboten, ſich ſolche ohne Gefahr des Betru⸗ 
ges zu verſchaffen, diejenigen aber, welche 
etwa ſpottbillige Preiſe erwarten, wollen 
ſich nicht erſt bemühen, da wir ſolche bei 
unſerer reellen Hand lungsweiſe und 
dem angemeſſenen Weberlohne nicht 
ſtellen können. 

Der Weberbeſchäftigungs-Verein 
unter der Direction von Eduard 

Seidel in Greifenberg in Schleſien. 


A e . z. . rr r . . 
* Feinſter mat 
Gas-⸗Aether, 


das Verl. Quart 81 Sgr. bei 
Gebrüder Mewes, 
Markt⸗ u. Neueſtr.⸗Ecke No. 70. HE 


. 
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Verantw. Redakteur: 


Eine Wittwe, die ſchon einige die Schule h/ 
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C. H. E. Violet. 


ſuchende Mädchen hat, wünſcht 2 oder 3 derglei 
unter billigen Bedingungen bei liebevoller Pfl. 
in Penſion zu nehmen. Nähere Auskunft wil 
die Frau Rechts⸗Anwalt Brachvogel zu erthe 
len die Güte haben 


J oder auch 2 verbundene möblirte Zimmer in 


der Yel- Etage, mit oder ohne Bedientengelaß 
Wagenremiſe oder Pferdeſtall, find am Iften 
tober Schützenſtraße No. 25. zu vermiethen. 


— 


In dem Haufe kleine Ritterſtraßt Ro. 296 
ift eine freundliche Wohnung von vier Stuben 
nebſt dem übrigen Gelaß zu vermiethen und ſofot 
zu beziehen. 

Poſen, den 1. Oktober 1849. 


Tuchberkauf. 


Von der jetzigen Leipziger Meſſe habe ich meil 
Lager aufs vollkommenſte aſſortirt in 
Tuchen und Winterftoffen 

der ſchönſten Deſſins von guter dauerhafter Qua- 

lität, welche ich zu billigen, jedoch feſten Preiſen, 
anempfehle. 

Poſen, im Oktober 1849. 

Neumann Kantorowicz, 

Breiteſtraße No. 20. 


Mit Citron.⸗, Roſen⸗„Chokoladen⸗„Moh 
ben⸗, Bruſt⸗, Ananas, Maraschino⸗, Be 
riz⸗ (ſaure), Vonillen⸗ und gefüllten Bonboß 
täglich friſch das Pfund mit 10, 12 und 15 Sg" 
fo wie ſtets friſchen feinen Backwaaren und zu B 
ſtellungen jeder Art empfiehlt ſich 

die Conditorei⸗ und Vonbon⸗Fabrik vor 
A. Pfitzner & Comp., 
Breslauerſtraße No. 14. 


2444244344234 344244842428c 
2 Verſchiedenartige Berliner Blumenzwies } 
4 bein find zu haben Müplenfirafe No. 10. 
4 bei Günther. 
Gerreresser dere rr 
ee TO HeRerrer reren 
Einem hochgeehrten Publikum die ergebene Au- 
zeige, daß ich den Vackwaaren⸗Verkauf Friedrich 
firaße Laden No. 5. im ehemals Falkenſtei 
ſchen Grundſtück mit dem heutigen Tage aufgeht) 
und dieſelben Waaren alten Markt No. 70. 
meiner Wohnung verabreicht werden. 
A. Wullp⸗ 
F —àQ ne a Fe 
Friſche Pfundheſe à 54 Sgr. pr. Pfuf 
bei Iſidor Appel jun., Waſſerſtr. 26, 
MT 2 — 


Zum Mittagstiſch im Abonement pro 22 
5 


6 Thlr., halbmonallich 3 Thlr., ladet ergeb 
Gerlach, 
Wilhelmsplag Nr. 
— 9 


ein 
Dienſtag den 2ten Oktober friſche Wurſt u 


Sauerkraut nebſt Tanzvergnügen. Es ladet 400 
benſt ein Pillar diy, Berl. Straße No. 


Dienſtag den Zten Oktober friſche 


orkohl bei 
Wurf auß en eee 


St. Martin No. 88 


— . —— 
Das Berliner Weißbier iſt wieder 
gelagert zu haben beim Vrauer e. weit 


